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Die großen Ferien sind zu Ende. In Berlin hat der normale politische
Alltag wieder begonnen, so könnte man meinen. Doch die Bundestags-
wahl im kommenden Jahr wirft bereits ihre Schatten voraus. Die Aufstel-
lung der Kandidaten beschäftigt die Gemüter, und in vielen Kreisen ist
sie schon abgeschlossen. Die Parteien schauen mit wachsendem Interes-
se auf die aktuellen Umfragen, ob diese mit Blick auf das große Ereignis
im Herbst 2017 ihren eigenen politischen Wünschen und Vorstellungen
entsprechen. Mehr und mehr wird von wesentlichen Teilen der Linken
und Grünen, aber auch von der SPD, über ein Rot-Rot-Grünes Bündnis
spekuliert. Zu seinen großen Befürwortern gehören der Alt-Grüne Jürgen
Trittin und sein altlinker politischer Intimus Gregor Gysi, die sich beide
als unermüdliche Trommler für dieses politische Farbenspiel starkmachen
und – wie sie offen verkünden – eine historisch-politische Wende einläu-
ten wollen mit dem großzügigen Geschenk an die SPD, ihr eine Erlösung
aus der Daueropposition – zumindest aus der Position des zweiten Siegers
zu verschaffen und ihr als gemeinsames Geschenk das Prädikat „Kanz-
lerpartei” anzuheften – mit roten Schleifen sozusagen. Im stillen Käm-
merlein werden bereits Frau Wagenknecht als Außenministerin und Herr
Trittin als der für die Sicherheit zuständige Innenminister als feste Größen
eingeplant. Ober-Linker Lafontaine könnte dann wunschgemäß auch die
Fäden ins Kanzleramt ziehen und gegebenenfalls mit der Lockerung der
Koalitionsschraube drohen, so ihm seine Fäden dorthin abgeschnitten
würden. Darin hat er ja bereits Übung und die SPD bekanntermaßen
ihre trostlosen Erfahrungen machen müssen. Frau Wagenknecht böte sich
jedenfalls als offene Befürworterin eines NATO-Exits an, und Herr Trittin
könnte eingedenk seiner 68er Vorstellungen endlich neue Zeichen für
seine ihm vorschwebende Sicherheitspolitik setzen. Angesichts solcher
Aussichten muss sich jeder normale Bürger an den Kopf fassen, was
unserem Land drohen würde, sollte die NATO geschwächt und das west-
liche Bündnis ausgehebelt werden. Und was Frau Wagenknecht recht ist,
ist mit Sicherheit Herrn Lafontaine billig, der übrigens politisch und ganz
gewiss auch persönlich zu Honecker ein wesentlich besseres Verhältnis
hatte als zum demokratisch gewählten Bundeskanzler Helmut Kohl. Da
wäre etwas nachzuholen. Eine von linken Radikalos mitbestimmte Re-
gierung würde nicht nur außenpolitisch neue und höchst gefährliche
Wege beschreiten, auch wirtschaftspolitisch könnte sie durch Dirigismus
und mit sozialistischen Experimenten all das zertrümmern, was in 70
Jahren sozialer Marktwirtschaft von Millionen Bürgerinnen und Bürgern
mit Fleiß und vielen Opfern an Wohlstand und wirtschaftlichem Auf-
schwung geschaffen wurde. Nach dem von der übergroßen Mehrheit der
Deutschen begrüßten Totalzusammenbruch der SED bekäme ihre Nach-
folgepartei erneut die Möglichkeit, eine Politik zu arrangieren, die 1990
zum Wohle unseres Landes und Europas hinweggefegt wurde. Wo in
aller Welt bitte gibt es einen einzigen sozialistischen Staat, in dem sich
die Realität von wirtschaftlichem Wohlstand verbunden mit persönlicher
Freiheit widerspiegelt!

Und wie in der Weimarer Zeit machen sich neben linken auch rechte
nationalistische Radikalos mit gemeingefährlichen populistischen Forde-
rungen auf den Weg. Neue Grenzen wollen sie in Europa aufziehen, die
jeder Verständigung und Versöhnung der Menschen auf unserem Konti-
nent blanken Hohn sprechen. Haben jene braungetünchten Strategen
einer neuen Bewegung, die zu allem Überfluss auch noch von quoten-
süchtigen Talkmastern in einem steuerähnlich finanzierten Fernsehen bei
der Verkündung ihrer verworrenen wie gefährlichen Postulate hofiert
werden, einmal darüber nachgedacht, dass es Nationalisten waren, die

Europa am Ende in eine unsägliche Katastrophe geführt haben. Niemals
wieder dürfen chauvinistische Freibeuter ungehindert Menschen verfüh-
ren, geschweige denn ihre eigenen Interessen durchsetzen. Wer in Eu-
ropa erneut Grenzen errichten, seine wirtschaftliche Gemeinschaft aus
den Angeln heben und durch nationalistische Raffsucht ersetzen will, die
gute Nachbarschaften und Freundschaften zerstört, der legt auch die Axt
an die wirtschaftliche und politische Existenz unseres deutschen Vater-
landes. Niemals wieder darf es Hasardeuren nationalistischer Herkunft
und Räuberhauptmännern einer stumpfen und menschenverachtenden
Ideologie erlaubt sein, all das zu ruinieren, was über 70 Jahre an Frieden
und Wohlstand aufgebaut und erhalten werden konnte.

Sieben Jahrzehnte hat die Union ganz wesentlich mit Beginn der Kanz-
lerschaft Adenauers dazu beigetragen, dass Europa die längste Friedens-
politik seiner Geschichte erlebt hat, die unserem Vaterland einen Auf-
schwung ermöglichte, den die meisten 1945 nicht vorausgesehen haben.
In der Welt wurde er als „deutsches Wirtschaftswunder” bezeichnet. Es
war aber kein Wunder. Es waren Arbeit und Fleiß, die Opferbereitschaft
und der Freiheitswille von Millionen von Deutschen, die in einer westlich
orientierten Welt ein Europa als Gemeinschaft demokratischer und frei-
heitlicher Nationen einforderten und die mithelfen wollten, es lebenswert
und erfolgreich zu machen, ohne Grenzen und in der Vielzahl und Bunt-
heit seiner Bräuche und Traditionen. Nicht zuletzt waren es die Kriegs-
generation und die der Nachkriegszeit, die ihren unübersehbaren Beitrag
zu dieser Friedensperiode geleistet haben. Und schon deshalb wird und
kann es die heutige Generation der Seniorinnen und Senioren nicht zu-
lassen, dass verantwortungslose Nationalisten und sozialistische Phantas-
ten mit ihren in die historische Rumpelkammer gehörenden Trümmeri-
deologien der europäischen Einigung Schaden zufügen. Neue Grenzen
schaffen neue Konflikte, und solche Konflikte haben in der Regel böse
Folgen, wer wüsste das besser als die Europäer. Die Älteren von heute
würden alles aufs Spiel setzen, was sie seit Ende des Krieges aufgebaut
und geleistet haben, wenn sie nicht bereit sind, den Gegnern Europas
Paroli zu bieten.

Bei der Bundestagswahl im kommenden Jahr stellen die älteren Bürge-
rinnen und Bürger in unserem Land ein Drittel der Wähler. Sie können
mit ihrer Stimmabgabe Verantwortung beweisen und den Nationalisten
wie den unbelehrbaren Sozialisten zeigen, dass deren Zeit endgültig vor-
bei ist. Schließlich geht es auch um ihre Kinder und Enkelkinder, denen
sie keine Zeit bescheren möchten, die sie in ihrer Kindheit und Jugend
durchstehen mussten. Für die Senioren-Union steht viel auf dem Spiel.
Sie wird Flagge zeigen müssen, was sie kann und wozu sie fähig ist, wenn
sie sich nicht als Versager aus der Politik verabschieden will. Freuen wir
uns also auf einen Wahlkampf, in dem unser Wort Gehör findet, diesmal
vor allem mehr als bisher auch nach der Wahl. Allein mit einer Zuschau-
errolle in der Politik darf und wird sich die Senioren-Union nicht mehr
zufriedengeben.

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDUDeutschlands
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Initiativen:

Träume wahr machen
Es waren magische 14 Tage und Nächte, als
Christo und Jeanne-Claude das auf den Umzug
von Parlament und Regierung aus Bonn noch
wartende Reichstagsgebäude silbern glänzend
verhüllten. 24 Jahre hatte es gedauert von der
ersten Idee bis zur Verwirklichung. Sogar mehr
als vier Jahrzehnte brauchte die Realisierung
der Floating Piers. Christo – inzwischen Wit-
wer und 81 Jahre jung – konnte seinen kühnen
Plan, Menschen förmlich übers Wasser laufen
zu lassen, jetzt auf dem norditalienischen Lago
d'Iseo realisieren. Statt der erwarteten 500.000
Besucher spazierten über 1,2 Millionen faszi-
nierte Menschen über die rund viereinhalb
Kilometer langen goldfarbenen Floating Piers. Te
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„Was ist mit dir los, humanistisches Euro-
pa, du Verfechterin der Menschenrechte,
der Demokratie und der Freiheit?“ Diese
Frage hat Papst Franziskus unserem Kon-
tinent anlässlich der Verleihung des Karls-
preises ins Stammbuch geschrieben. Ange-
fangen von der Schulden- über die Flücht-
lingskrise bis hin zum Terror-Wahnsinn,
der den Kontinent immer wieder heim-
sucht: Die Europäische Union befindet
sich derzeit unter Druck. Es scheint, als
würden diese neue Weltunordnung und
die damit einhergehenden Unsicherheiten
Populisten und Nationalisten gefährlichen
Auftrieb geben. Der vorläufige
Höhepunkt dieser Entwicklungen
ist das Brexit-Votum vom 23. Juni,
das von Angst und Hass geprägt
war. Es ist etwas ins Rutschen
geraten in Europa. In den
Nationalstaaten sowie
auf EU-Ebene muss sich
deshalb einiges ändern:
Die Politik muss wieder
mehr Verantwortung
übernehmen – für das ei-
gene Handeln und auch für Europa.
Es geht um nichts weniger als die
Selbstbehauptung des Kontinents in
der globalen Welt.

Historische Dimension
Es ist ein Einschnitt von historischer Di-
mension. Zum ersten Mal in der Geschich-
te der Europäischen Union hat eine knappe
Mehrheit eines Volkes per Referendum
den Wunsch geäußert, die Gemeinschaft
wieder zu verlassen. Vor allem für Groß-
britannien steht viel auf dem Spiel. So ist
dort am Tag nach der Entscheidung einge-

Brexit, schwelende Banken-,
Euro- und Flüchtlingskrise, der
wichtige EU-Partner Türkei
auf dem Weg in die Demo-
kratur – wie soll, wie kann es
in Europa perspektivisch wei-
tergehen? Ein Namensbeitrag
von Manfred Weber, dem Vor-
sitzenden der EVP-Fraktion im
Europäischen Parlament und
Stellvertretenden Partei-
vorsitzenden der CSU.

Europa in der

Krise?
Es geht um die Selbstbehauptung
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treten, wovor Beobach-
ter stets gewarnt hat-
ten: Das Pfund hatte
zeitweise drastisch
an Wert verloren,
und Aktienkurse
waren so drama-
tisch eingebro-
chen, dass das
Land von der
Wirtschaftskraft
hinter Frank-
reich zurückfiel.
Zahlreiche Unterneh-

men überprüfen, ob sie auf-
grund der Unsicherheiten das

Land verlassen und woanders
investieren sollen. Auch die poli-
tischen Folgen des Brexit-Votums

ließen nicht lange auf sich war-
ten. Tagelang taumelte Groß-
britannien führungslos vor

sich hin, während sich die
schottische Regierung für ein

zweites Unabhängigkeitsrefe-
rendum aussprach. Auch, was aus

Nordirland werden soll, steht in den
Sternen. Dort hatte sich so wie in Schott-
land eine Mehrheit für den Verbleib in der
EU ausgesprochen. Was erneute Schlag-
bäume zwischen beiden Teilen der iri-
schen Insel für den dortigen Friedenspro-
zess zur Folge haben könnten, mag man

sich gar nicht erst ausmalen.
Kurzum: Durch die britische

Gesellschaft geht ein ge-
waltiger Riss.
Die neue britische
Regierung täte des-
halb gut

daran, die Unsi-
cherheit über den
Brexit schnell zu
beenden und
rasch Klarheit
darüber zu
schaffen, wie sie

sich die künftigen
Beziehungen zur

EU vorstellt. Ohne
Hast, aber in einem

sauberen und zügigen
Verfahren müssen wir dann

einen partnerschaftlichen Ver-
trag mit Großbritannien verhandeln. Die
Spielregeln sind klar: London möchte wei-
ter am Binnenmarkt teilnehmen. Dafür
sind wir offen – allerdings zu unseren
Spielregeln. Und das bedeutet, dass alle
vier Grundfreiheiten, auch die Personen-
freizügigkeit, gelten müssen. Die britische
Rosinenpickerei ist durch das Referendum
beendet worden. Sie wäre unfair gegen-
über den Europäern und würde nur Nach-
ahmer auf den Plan rufen. Dies wäre für
ganz Europa – nicht nur für die Wirtschaft
– ein Desaster.
Verantwortlich für diese problematischen
Entwicklungen sind vor allem britische
Populisten. Sie haben ihr Land mit allerlei
Lügen in die größte Krise der Nachkriegs-
zeit gestürzt. Nur einen Tag nach dem
Referendum erklärte Nigel Farage, Brexit-
Wortführer von der Anti-EU-Partei UKIP,
dass die 350 Millionen Pfund, die Großbri-
tannien angeblich wöchentlich an die EU
überweise, nun doch nicht ins nationale
Gesundheitssystem fließen würden. Lügen
wie diese, der aggressive Ton der Anti-

Europa-Kampagne sowie der ver-
breitete Hass haben Spu-

ren in der Gesellschaft
hinterlassen. Die vor-

übergehende Rückzugs-
ankündigung von Boris John-

son hat die Glaubwürdigkeit der
Brexit-Kampagnenführer weiter be-

schädigt. Ausbaden muss
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dies nun vor allem das britische Volk. Aber
auch für Europa insgesamt bedeutet dies
viele Veränderungen. Denn Demagogen
von rechts und links wollen die Gelegen-
heit nutzen und die Europäische Union
zerstören. Spätestens seit dem britischen
Referendum ist klar, worum es für uns alle
in den kommenden Jahren gehen wird:
Spaltung oder Zusammenarbeit, Mauern
oder Brücken, Nationalismus oder Europa.
Es ist wohl nicht übertrieben zu sagen: Eu-
ropas Zukunft muss neu erkämpft werden.

Demagogen auf dem Vormarsch
In wichtigen Gründerstaaten der Gemein-
schaft sind die Rechtspopulisten und Dem-
agogen auf dem Vormarsch. Marine Le Pen
vom französischen Front National versucht
im nächsten Jahr in den Élysée-Palast ein-
zuziehen. Gleichzeitig reibt sich Islam-
Hasser Geert Wilders in den Niederlanden
die Hände und versucht seine Mitbürger
zu verängstigen und aufzustacheln. Und
auch Deutschland ist von die-
ser Entwicklung nicht ausge-
nommen. Der Aufstieg der
AfD basiert zum größten Teil
darauf, dass sie auch die Kla-
viatur der immer schrilleren
und extremeren Parteien in
anderen Staaten spielt.
Wie konnte es nur so weit kommen, dass
das Angstmachen, das Spalten und der Ver-
such, Europa zu zerstören, heute salonfä-
higer sind als je zuvor? Es gibt hierauf
keine einfache Antwort. Fest steht aller-
dings, dass wir heute in einer vielschichti-
gen und komplizierten Welt mit zahlrei-
chen Herausforderungen leben. Allein der
islamistische Terror, der Europa seit eini-
gen Jahren mit furchtbaren Anschlägen
überzieht, ist eine Kampfansage an den
Zusammenhalt Europas.

Ängste ernst nehmen
Dasselbe gilt für die Migrationskrise – stellt
sie doch die Gemeinschaft immer wieder
auf die Probe. Denn das, was Europa aus-
macht – nämlich Solidarität der EU-Staaten
füreinander –, ist in der Migrationskrise
stark in Mitleidenschaft gezogen worden.
Eines muss klar sein: Syrische Familien, die
aufgrund des Bombenterrors ihre Heimat
verlassen mussten, müssen in Europa Zu-
flucht finden können. Dies ist unsere
christliche Pflicht. Umso wichtiger ist es,
dass die EU-Staaten endlich ihre Zusagen
erfüllen und ihr Kontingent an syrischen
Bürgerkriegsflüchtlingen aufnehmen.
Gleichzeitig müssen wir dafür sorgen, dass

diejenigen, die kein Asylrecht in Europa
erhalten oder schlicht ein besseres Leben
suchen, rasch in ihre Heimat rückgeführt
werden. Hilfe ja, wo sie nötig ist, aber der
Missbrauch muss entschlossen bekämpft
werden. Europa kann nicht unbegrenzt
Menschen Zuflucht bieten.
Es gilt nun, die Ängste der Menschen ernst
zu nehmen. Dies lehrt uns nicht zuletzt
der Aufstieg der Demagogen. Wenn wir
unser Europa vor der Zerstörungswut der
Nationalisten schützen wollen, dann müs-
sen wir es besser machen. Wir wollen Eu-
ropa weiterentwickeln, bürgernäher ma-
chen und nicht zerstören.

Phase der Reflexion
Aber wie können wir Europa zukunftssi-
cher machen? Zunächst einmal braucht die
Gemeinschaft eine Phase der Reflexion.
Besonnenheit, nicht Aktionismus, ist nun
gefragt. Wir müssen überlegen, welches
Europa wir uns in Zukunft vorstellen. Dis-

kussionen über immer mehr Europa, wie
sie die Sozialdemokraten nur einen Tag
nach dem Brexit-Referendum angestoßen
haben, sind zum jetzigen Zeitpunkt nur
schädlich und für die Menschen nicht
mehr nachvollziehbar.
Für mich ist klar, dass sich Europa auf die
großen Fragen unserer Zeit konzentrieren
muss. Wir brauchen ein stärkeres Zusam-
menstehen beim Kampf gegen den Terror
und dem Aufbau einer neuen europäischen
Sicherheitsarchitektur. Sicherheit in Euro-
pa darf nicht an nationalen Egoismen
scheitern. Die Europäer erwarten Taten
und nicht Worte. Deshalb muss der Infor-
mationsaustausch zwischen den Strafver-
folgungsbehörden verbessert und die Ter-
rorismusfinanzierung ausgetrocknet wer-
den. Zudem brauchen wir eine gemeinsa-
me europäische Gefährderdatei. In Zeiten
asymmetrischer Kriegsführung muss Euro-
pa Informationshoheit gewinnen, seine
wirtschaftliche Macht demonstrieren und
seinen internationalen Einfluss nutzen.
Auch bei der Erschließung neuer Märkte
sowie der Errichtung eines digitalen Bin-
nenmarktes brauchen wir ein stärkeres
Europa. Denn vom europäischen Binnen-
markt hängt unser Wohlstand ab. Das Ex-
portland Deutschland hat massiv vom

Wegfall der Zollschranken in Europa profi-
tiert. Ohne die EU hätte die deutsche Er-
folgsgeschichte so nicht stattfinden kön-
nen. Und das gilt auch für die Zukunft:
Europa ist unsere Lebensversicherung in
einer globalisierten Welt. Nur gemeinsam,
mit dem Gewicht von künftig 440 Millio-
nen Menschen, können wir den neuen
ökonomischen Schwergewichten in Asien
und der digitalen Welt auf Augenhöhe ent-
gegentreten und unsere Standards vertei-
digen. Europa wird sich im Zuge der Glo-
balisierung zunehmend selbst behaupten
müssen.

Starke Parlamente notwendig
Gleichzeitig muss sich die EU nicht um
alles kümmern und sich insbesondere aus
Themen, die in den Nationalstaaten oder
Regionen besser lösbar sind, heraushalten.
Wir sind durchaus offen für Rückübertra-
gungen von Kompetenzen, müssen gegen
Überregulierung vorgehen und verhin-

dern, dass sich die europäi-
sche Gesetzgebung und vor
allem deren Umsetzung in
nationales Recht in Details
verlieren. Europa braucht
hierfür starke Parlamente, die
die wesentlichen Entschei-

dungen treffen und die Regierungen kon-
trollieren. Europäische Entscheidungen
dürfen nicht mehr von anonymen Beam-
ten nachts in einem Hinterzimmer getrof-
fen werden, sondern müssen in den Parla-
menten offen diskutiert und beschlossen
werden. Das gilt für das Europäische Par-
lament genauso wie für die nationalen
Parlamente. Es braucht mehr Transparenz
und Demokratie in Europa.
Wir Europaparlamentarier stehen zu unse-
rer Verantwortung für die Gemeinschaft.
Wir sind überzeugt, dass Europa ohne eine
enge Zusammenarbeit keine Chance in der
globalisierten Welt von morgen haben
wird. Dies müssen wir täglich vermitteln
und erklären. Dasselbe erwarten wir aber
auch von nationalen Spitzenpolitikern. Es
kann nicht angehen, dass in Brüssel die
Hand gehoben wird, zu Hause dann aber
keiner mehr etwas davon wissen will und
Europa auch noch zum Sündenbock stili-
siert wird. Seit der letzten Bundestagswahl
sind gerade einmal eine Handvoll Gesetze
beschlossen worden, denen die deutsche
Bundesregierung nicht zugestimmt hat. Da-
für muss aber künftig von allen gemeinsam
mehr Verantwortung übernommen wer-
den. Europa ist keine ferne Bürokratie,
Europa, das sind wir letztlich alle. n

Europas Zukunft muss neu erkämpft werden!
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In deutschen Leitmedien (die sich – wie
beispielsweise Spiegel Online und die Bild-
Zeitung – vorher regelrecht in eine Anti-
Brexit-Kampagne gestürzt hatten) mach-
ten nach der Entscheidung der britischen
Bürger für einen Ausstieg aus der EU nicht
nur die regional unterschiedlichen Teiler-
gebnisse Schlagzeilen, sondern auch die
nach Altersgruppen unterschiedlichen
Mehrheiten: In der Altersgruppe der 18-
bis 24-Jährigen hatten nämlich nur 25 Pro-
zent der Wahlteilnehmer für einen Brexit,
aber 75 Prozent für einen Verbleib in der
EU gestimmt.

Unter den 25- bis 49-jährigen Wahlteilneh-
mern votierten 44 Prozent für einen Aus-
stieg und 56 Prozent für einen Verbleib,
unter den 50- bis 64-jährigen Wählern war
das Verhältnis genau umgekehrt, und von
denjenigen, die zur Urne gingen und 65
Jahre oder älter waren, wollten nur 39 Pro-
zent in der EU bleiben, während 61 Pro-
zent für einen Abschied von Brüssel
stimmten.

Dass sich ältere Wähler mit großer Mehr-
heit für einen Brexit entschieden, führte
dazu, dass man in der Spiegel-Online-Bei-
lage Bento eine Beschimpfung der „Gene-
ration Rollator” lesen und auf Twitter den
Vorschlag zweier fanatischer EU-Anhänger
finden konnte, älteren Menschen das
Wahlrecht zu beschneiden – zumindest
dann, wenn es um „Zukunftsfragen” geht.

Bei diesen beiden EU-Ultras handelt es sich
um Mario Sixtus und Michael Seemann.
Der 1965 geborene Sixtus schreibt unter
anderem für die Zeit, die Frankfurter All-
gemeine Sonntagszeitung, das Handels-
blatt und den Focus. Noch bekannter wur-
de er durch die mit Rundfunkgebühren-
geld produzierte ZDFinfo-Sendung „Elekt-
rischer Reporter” und die 3sat-Sendung
„Neues”. Es handelt sich also nicht um
einen Stammtischkommentator, sondern
um jemanden, der in deutschen Leitmedi-
en – und damit auch auf die Politik – einen
gewissen Einfluss hat. Das gilt (mit Ein-
schränkungen) auch für Michael Seemann,
der für die Zeit, Spiegel Online und die
Frankfurter Allgemeine Zeitung schrieb.

Alle diese Forderungen blendeten aus, dass
die Brexit-Referendums-Wahlbeteiligung
bei jungen Wählern sehr viel niedriger war
als bei älteren (was nahelegt, dass vielen
jungen Briten die zur Abstimmung gestell-
te Frage relativ egal war): Von den 18- bis
24-Jährigen gingen am 23. Juni lediglich
36 Prozent zur Urne, von den 25- bis
34-Jährigen 58, von den 35- bis 44-Jähri-
gen 72, von den 45- bis 54-Jährigen 75,
von den 55- bis 64-Jährigen 81 und von
den Über-64-Jährigen 83 Prozent.

Die Schriftstellerin Sibylle Berg meinte da-
zu in einem Kommentar mit der Über-
schrift „Alt ist das neue Böse”: „Wohlge-
merkt, das waren die Jungen, die ihren

Hintern nicht an die Wahlurne bewegt
haben, weil gerade was Spannendes auf
Grindr und Tinder los war. […] So wie vie-
le Menschen um die 30 ihre Eltern für ihr
verpfuschtes Leben verantwortlich ma-
chen, hocken andere eben vor dem Com-
puter, daddeln sich durchs Netz und ver-
achten Ältere für ihr eigenes Phlegma.”

Ebenso ausgeblendet wurde von Sixtus,
Seemann und Bento die Tatsache, dass bei-
spielsweise die M5S in Italien, die ebenfalls
ein Austrittsreferendum anstrebt, sowohl
von ihrer Wählerschaft als auch von ihrer
personellen Besetzung her vergleichsweise
jung ist. Auch die österreichische FPÖ, de-
ren Bundespräsidentenkandidat ein Öxit-
Austrittsreferendum in Aussicht gestellt
hat, hat in der Jugend einen deutlich hö-
heren Stimmenanteil als bei älteren Wäh-
lern.

Wer Zweifel daran hegt, dass der offen-
bar ernst gemeinte Wahlrechtseinschrän-
kungsvorschlag etwas jenseits der Grenzen
der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung liegt, kann statt des Alters eine ent-
sprechende Diskriminierung nach Hautfar-
be vornehmen, die der aktuelle Zeitgeist
nicht so leicht duldet (was unter anderem
daran sichtbar wurde, dass SPD-Spitzenpo-
litikerinnen den ehemaligen FDP-Frakti-
onschef Rainer Brüderle in der Dirndl-
Sexismusdebatte ungestraft einen „alten
Sack” nennen durften). Und wer argumen-

MEINUNGd

Der Brexit und die
Altersdiskriminierung

Haben Großbritanniens Senioren
ihrer Jugend die Zukunftschancen
vermasselt? So jedenfalls war es
nach dem Brexit hierzulande
häufig zu lesen. Eine
pointierte Antwort von
Peter Mühlbauer.
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tiert, dass es im Brexit-Abstimmungsver-
halten von Dunkel- und Hellhäutigen kei-
ne wesentlichen Unterschiede gab, der
kann statt Senioren Körperbehinderte ein-
setzen, die klar für einen Brexit votierten.
Das Argument, dass eine legale Altersdis-
kriminierung auch bei Personen unter 16
oder 18 Jahren stattfindet, greift hier nicht,
weil dieser Ausschluss durch die typischer-
weise mangelnde Reife sachlich begründet
ist.

Aus Heiko Maas' Justizministerium, wo
man auf andere tatsächlich oder auch nur
scheinbar diskriminierende politische Äu-
ßerungen mit der Beauftragung der (sehr
umstrittenen) Amadeu-Antonio-Stiftung
reagierte (deren Chefin Zuträgerin der ost-
deutschen Staatssicherheit war und deren
„Fachreferentin für Hate Speech” auf Twit-
ter mit Äußerungen wie „Sauerkraut, Kar-
toffelbrei – Bomber Harris, Feuer Frei!” auf
sich aufmerksam machte), war keine Stel-
lungnahme dazu zu bekommen. Anstatt
solch eines Kommentars aus dem Justizmi-
nisterium servieren wir dem Leser deshalb
ein paar kurze Ausflüge in die Geschichte,
wo es schon mehrfach Fälle gab, in denen
sich Eliten einer „Jugend” bedienten, um
ihre Interessen durchzusetzen:

Zum Beispiel vor gut 50 Jahren in China,
wo 1966 die so genannte „Kulturrevoluti-
on” begann, während der Schüler und
Studenten ermuntert wurden, ihre Lehrer
und Professoren an den Pranger zu stellen
– und dem durch die seinem „großen
Sprung nach vorn” entsprungenen Hun-
gersnöte angeschlagenen „großen Vorsit-
zenden” Mao die Macht zu sichern.

Ihre „Zerstörung der vier Alten” – altes
Denken, alte Kultur, alte Sitten und alte
Gewohnheiten – war in der Praxis meist
Terror gegen ältere Menschen, deren Woh-
nungen sie verwüsteten und deren Bücher
und Kunstgegenstände sie verbrannten.
Außerdem richtete sich der Terror, den die
Täter als „Kritik” rechtfertigten, gegen die
Menschen selbst, denen sie Eselshüte auf-

setzten und Schilder umhängten und die
sich zur öffentlichen Selbstanklage zwan-
gen wie in den Schauprozessen Stalins.

Wem das zu weit weg ist, der kann sich
Propagandafilme wie Hitlerjunge Quex
ansehen, in denen Europas Jugend für eine
Idee mobilisiert wird, bei der man sich im
Nachhinein fragt, ob durch etwas weniger
Jugendbegeisterung nicht viel Schlimmes
hätte verhindert werden können. In dem
Film steht der Arbeiterjunge Heini, der sich
der Hitlerjugend anschließt, gegen seinen
sturen alten Vater, der ihm die Internatio-
nale mit Ohrfeigen einprügelt.

„Der nationalsozialistische Staat verstand
sich als die Verkörperung des ‚jungen’
Deutschland” und „sah in der Jugend den
wichtigsten Träger einer politisch-soldati-
schen Zukunftsgestaltung”, so Rolf Schör-
ken in seinem Beitrag über Jugend in der
Enzyklopädie des Nationalsozialismus.
Adolf Hitler hatte bereits in Mein Kampf
von einer „unverdorbenen” Jugend ge-
schwärmt, die „Verweichlichung” und
„Zersetzung” der älteren Generation über-
windet und „bewusst wieder zurückfindet
zum primitiven Instinkt”.

In der Weimarer Republik bezeichneten
sich Nationalsozialisten ebenso wie Kom-
munisten als „junge Front”. Barbara Stam-
bolis nach avancierte „Jugend” damals „zu
einem kulturellen Code, der politische
Positionen entlang einer binären Struktur
gruppierte”: „Wer sich nicht der Seite der
Jugend, des Lebens, der männlichen Tat
und der Zukunft zuordnete”, so die Pader-
borner Historikerin, „dessen Position wur-
de pauschal als alt, dekadent, undeutsch
und zerstörerisch diffamiert und aus dem
Bereich des diskursiv verhandelbaren und
‚Wahren’ ausgewiesen.”

Dabei waren es häufig Erwachsene, die
ihre „Heilserwartung auf die Jugend proji-
zierten”, wie die Berliner Kulturwissen-
schaftlerin Claudia Bruns anmerkt. Viele
unter ihnen verehrten den Philosophen
Friedrich Nietzsche, der der Jugend so
eine Rolle bereits 1874 zusprach. Damit
befand er sich in der Tradition des Genfers
Jean-Jacques Rousseau, für den Reflexion
ein „Zustand wider die Natur” und ein
denkender Mensch ein „entartetes Tier”
war. n

Peter Mühlbauer

Die Ursprungsfassung dieses Artikels
erschien am 30. Juni in Telepolis,
dem mehrfach ausgezeichneten
Politikportal von Heise Medien, das
auch die Computerzeitschrift c't her-
ausgibt. Im Internet finden Sie Tele-
polis unter http://www.heise.de/tp/

Pressestimmen
nach dem Brexit:

„Der kranke Mann Europas
ist Europa selbst.“

Gabor Steingart, Herausgeber des
„Handelsblatt“, über den Brexit

„Was heißt führen? Eine
Haltung haben. Probleme be-
nennen und nach Lösungen
suchen. Beim Brexit hat es
daran überall gefehlt.“

Miriam Meckel, Chefredakteurin
der „Wirtschaftswoche“

Was sind die Ursachen für das
Wahlergebnis? Vorab: Nicht
Europa ist gescheitert, son-
dern die EU mit ihrer Fassa-
dendemokratie. Das ist ein
meilenweiter und wichtiger
Unterschied.
Eine EU der Institutionen,
Elfenbeintürme und Bürokra-
tien, eine EU der feudalen
Kommissare, von denen sich
viele Bürger Europas schon
lange nicht mehr abgeholt
fühlen. … Die Zerfallserschei-
nungen sind nicht mehr zu
übersehen. Man kann nur hof-
fen, dass die Protagonisten
den Warnschuss gehört ha-
ben und endlich die längst
überfälligen und notwendi-
gen Veränderungen durchfüh-
ren. Europa als Friedenspro-
jekt und Gemeinschaft ist
nicht gescheitert – ganz im
Gegenteil! Wenn jetzt die
richtigen Lehren aus dem
Scheitern der EU und den
Wünschen der Menschen ein-
gegangen werden, kann ein
kerngesundes Fundament für
die Zukunft aufgebaut werden.

Matthias Weik, Marc Friedrich,
Ökonomen und Bestsellerautoren
(u.a. „Der Crash ist die Lösung“)
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Als Fritz Stern am 18. Mai
im Alter von neunzig Jahren
starb und kein Medium ohne
ausführliche Würdigung seines
geschichtswissenschaftlichen
Lebenswerks blieb, da sah es
eine Fachkollegin anders. Die
auf Bildern jugendlich wirken-
de Historikerin Anka (inzwi-
schen: Anna) Hájková, die an
der Universität von Warwick
lehrt und derzeit als Hum-
boldt-Fellow in Erfurt tätig
ist, twitterte noch am selben
Abend: „Die alten weißen
straighten Männer sterben.
Jetzt können wir die Ge-
schichte revolutionieren!”

Frau Hájkovás Forschungsgebiet ist die NS-
Vernichtungspolitik. Sie ist assoziiertes
Mitglied des „Centre for the Study of the
Holocaust and Jewish Literature”, aber
auch der „Czech Society for Queer Memo-
ry” – und so mag sich der merkwürdige
Akzent erklären, den sie bei Fritz Stern auf
seine von ihr vermutete „straighte” Le-
bensführung legte. Unabhängig davon aber
ist an dem Fall notierenswert, dass über-
haupt aus dem Ableben eines Menschen
ein Gefühl des Triumphes werden konnte.
Täuscht der Eindruck, oder haben sich sol-
che Affekte, von keiner inneren morali-
schen Disziplin mehr kontrolliert, seit dem
Brexit wirklich verstärkt? Die Alten als
Feinde hat auch Hélène Benkmezian aus-
gemacht. Sie berichtet über französische

Parlamentsdebatten für „Le Monde”.
Schon in der Vorstellung auf ihrem Twitter-
Profil nennt sie sich „Gérontophage” (Grei-
senfresserin), und am 24. Juni twitterte sie,
offenbar gut gelaunt: „Mit dem Wahlrecht
ist es wie mit dem Führerschein: Ehrlich
gesagt, von einem gewissen Alter an sollte
man es ihnen entziehen” (Le droit de vote,
c'est comme le permis: franchement, au
bout d'un certain age, on devrait leur reti-
rer). Das sind Gedanken, die in Deutsch-
land ein vielfältiges Echo gefunden haben.
Und leider nicht nur in Blogs oder der
„Spiegel”-Schülerzeitung „bento”, wo
Christina Kufer schrieb: „Liebe Generation
Rollator, macht mir mein Europa nicht ka-
putt.” Die „Zeit” wollte mit ihrem Autor
Wolfgang Gründinger nicht abseits stehen:
„Das Referendum zeigt: Alte-Säcke-Polititk
diktiert die Agenda. Wir Jungen müssen
uns organisieren.” Und die „taz” titelte
nach dem Brexit: „Die Alten machen uns
fertig.” Die Autorin des Artikels war Jago-
da Marinic, die das Interkulturelle Zen-
trum Heidelberg leitet.
Auch Jens Spahn, ein ewig jugendlicher
CDU-Politiker und Parlamentarischer
Staatssekretär im Bundesfinanzministeri-
um, denkt weiter – er zieht die Konse-
quenzen aus dem von Hélène Benkmezian
nur unverbindlich ins Spiel gebrachten
Entzug des Wahlrechts. Der „Welt am
Sonntag” erklärte er kürzlich: „Ein Drittel
der Wähler ist bald über 60. Da besteht die
Gefahr, dass Politik sich zu stark nach de-
ren Interessen richtet.” Spahn plädiert
deshalb für ein „Familienwahlrecht”:
„Wenn Familien mehr Stimmen haben,
haben ihre Themen auch mehr Gewicht in
der politischen Debatte.” Pro minder-
jähriges Kind bekäme ein Elternteil
dann eine zusätzliche Stimme. Seit
langem fordert dies auch die Fami-
lienministerin Manuela Schwesig.
Und schon 2008 gab es einen ent-
sprechenden Antrag im Bundestag.
Da es ausdrücklich nur um minder-
jährige Kinder gehen soll, die je eine
zusätzliche Stimme bringen, würden die
aller anderen, älteren Eltern entwertet.
Das alles sind natürlich Träumereien an
linksliberalen Kaminen. Eine Ände-

rung des Grundgesetzes wird es nicht ge-
ben. Aber die Stimmung, die seit dem
Brexit in die öffentliche Diskussion gekom-
men ist, darf man nicht unterschätzen.
Man kommt um die Diagnose nicht her-
um, dass der Hass an Intensität und Scham-
losigkeit zunimmt, manchmal in feinerer,
manchmal in unfeiner Form. Und dieser
blanke Hass ist beileibe kein Privileg der
Rechtsradikalen. Man hat unlängst von
einer „enthemmten Mitte” gesprochen.
Aber enthemmt sind heute alle, nicht nur
die Radikalen auf allen Seiten, sondern
ebenso die Linksliberalen und vor allem
die artikulationsfähigen Intellektuellen un-
ter ihnen wie Hélène Benkmezian oder
Anka Hájková.
Warum ist dieser Hass so gemein und nied-
rig? Weil er sich auf ein Sein richtet, das
der Betreffende durch keine Handlung und
keinen freien Willen ändern kann. Darin
liegt der Unterschied zum Klassenhass des
früheren Sozialismus. Der Kapitalist konn-
te (theoretisch) seine Rolle verlassen, (the-
oretisch) das Eigentum an der Firma der
Belegschaft überschreiben – der Hass gegen
ihn betraf ausschließlich seinen sozialen
Charakter, er betraf die „Charaktermaske”,
nicht zwingend den Menschen dahinter.
Der alte Mensch aber hat in diesem Spiel
keine Möglichkeit einer legitimen Ant-
wort. Er steckt, ohne Chance auf Entkom-
men, fest in der Zwangsjacke seines Seins.
Insofern hat dieser neue Hass gegen die
Alten auch eine gewisse Ähnlichkeit mit
dem Rassismus. n

Lorenz Jäger

Generation Rollator? Über einen Diskussionsstil …

Die Greisenfresser kommen

Dieser Artikel erschien zuerst im
Feuilleton der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung vom 30.06.2016.
© Alle Rechte vorbehalten. Frank-
furter Allgemeine Zeitung GmbH,
Frankfurt. Zur Verfügung gestellt
vom Frankfurter Allgemeine Archiv.
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Sind die heutigen Probleme
der Europäischen Union auch
zu einem Teil durch übereilte
oder misslungene Erweite-
rungspolitik verursacht?
Ein Blick auf den Balkan …

Vor 30 Jahren, im Schatten von Perestrojka
und Tschernobyl, also der sich auflösenden
und rapide an innerer Legitimität verlieren-
den Sowjetunion, auf der einen Seite und
auf der anderen Seite einer mit neuer Dy-
namik versehenen Europäischen Gemein-
schaft (EG) unter Führung von Kommissi-
onspräsident Jacques Delors, begann die
Balkanregion Anschluss „nach Europa” zu
suchen. Die EG entfaltete mit der Aufnah-
me Spaniens und Portugals Anfang 1986
und der Regierungskonferenz zur Einheit-
lichen Europäischen Akte neues Selbstbe-
wusstsein. Das Binnenmarktprogramm,
Investitionen in Forschung, Bildung, neue
digitale Infrastruktur und das Versprechen
von Mobilität (Schengener Abkommen
1985) waren ein Signal für Aufbruch und
ein Zeichen dafür, dass die EG die Krisen
der 1970er Jahre hinter sich hatte und den
Strukturwandel schaffen wollte. Mit der
Aufnahme Griechenlands 1981 hatte die
EG schon ein Balkanland aufgenommen,
und die weitere Süderweiterung bedeutete
auch konkrete Unterstützung bei der De-
mokratisierung der ehemals von autoritä-
ren Militärdiktaturen regierten neuen Mit-

gliedsstaaten. Im damaligen Jugoslawien
wurden diese Entwicklungen unterschied-
lich wahrgenommen: als Chance – insbe-
sondere in Slowenien und Kroatien; aber
auch als Gefahr für Zusammenhalt und
Bestand des Staates – insbesondere von
den Kadern in Militär und Partei. Die Span-
nungen ließen sich nicht auflösen, und
anstatt den Weg Mittel- und Osteuropas zu
nehmen, waren die nächsten 15 Jahre in
der Region gekennzeichnet von Nieder-
gang, politischem Chaos, Krieg, millionen-
facher Flucht und Vertreibung.

Zwar beschwor der damalige luxemburgi-
sche Außenminister Jacques Poos 1991
noch die „Stunde Europas” bei der Bewäl-
tigung der jugoslawischen Krise, allein die
EG hatte nicht die Kraft, den Krieg in Slo-
wenien, Kroatien, Bosnien und Herzego-
wina und schließlich in Kosovo und Serbi-
en zu verhindern. In Albanien kollabierte
das kommunistische Regime 1991, mit
dem jugoslawischen Krieg im Rücken und
nach Jahrzehnten der Abschottung such-
ten die Menschen eine Zukunft in Italien
und Griechenland – das Land implodierte
förmlich. Die 1990er Jahre wurden für die
Region zu einem verlorenen Jahrzehnt. Bis
zum Ende des Kosovokrieges 1999 spielte
die EU keine Rolle. Beim Europäischen Rat
in Köln wurde 1999 dann die Grundlage
für eine europäische Perspektive gelegt,
zentral dafür der Stabilitätspakt für Südost-
europa. Einzig Slowenien gelang es schon
Anfang 2000, Teil der ersten Ost-Erweite-
rungsrunde zu werden.

Konkret wurde die EU-Integration der Re-
gion beim Europäischen Rat in Thessaloni-
ki im Juni 2003 beschlossen. Durch einen
Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess
sollten die Staatswerdung in der Region
begleitet und die strukturellen Anpassun-
gen in Gesellschaft, Wirtschaft, Justiz und
Verwaltung an die EU vorangebracht wer-
den. Zwar herrschte Frieden, aber vieles
war ungeklärt. Noch gab es einen Staat,
bestehend aus Serbien, Montenegro und
formal der Provinz Kosovo, die allerdings
unter direkter Verwaltung der Vereinten
Nationen stand. Bosnien-Herzegowina
funktionierte kaum, zerrieben zwischen
den Ansprüchen der drei konstituierenden
Völker und den Folgen des Kriegs mit zwei
Millionen Geflüchteten und Vertriebenen
und 100 000 Toten. Mazedonien glitt
2001 äußerst knapp an einem Bürgerkrieg
vorbei. Kroatien war dominiert von den
nationalistischen Kräften Franjo Tudmans,

und Albanien gewann nur zögerlich Stabi-
lität nach Massenemigration und Chaos.

Mit Elan ging die EU Anfang der 2000er
Jahre ans Werk, um den Westlichen Balkan
zu integrieren. Der Begriff Westlicher Bal-
kan wurde geprägt, um die Länder von
Bulgarien und Rumänien, mit denen schon
über Beitritt verhandelt wurde, aber auch
von der Türkei abzugrenzen. Begleitet
wurde der Elan von der Entsendung der
ersten zivilen und militärischen Missionen
der Gemeinsamen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik. In Bosnien und Herzegowi-
na taten seit 2003 einige hundert Polizei-
beamte, Rechts- und Sicherheitsexperten
ihren Dienst unter der Flagge der Europä-
ischen Union und ab 2004 auch anfangs
knapp 6000 Soldatinnen und Soldaten in
der EU-Truppe EUFOR/Althea. In Maze-
donien wurden ebenfalls EU-Militärs und
Polizei zur Begleitung des Stabilisierungs-
prozesses eingesetzt. Unter der Leitung
von Javier Solana, dem EU-Hohen-Beauf-
tragten für die Außen- und Sicherheitspo-
litik, übernahm die EU konkret und in
Ablösung von den Vereinigten Staaten die
Verantwortung für die Sicherheit der Län-
der und Menschen in Südosteuropa. Der
EU wurde das Vertrauen dafür entgegen-
gebracht, trotz der schlechten Erfahrungen
und des Versagens des EU-Krisenmanage-
ments in den 1990er Jahren.

Abgebremst wurde der Prozess schon
2005, nachdem Volksabstimmungen in
Frankreich und den Niederlanden den EU-
Verfassungsvertrag zum Scheitern brach-
ten. Nach der „big-bang”-Erweiterung
2004 um insgesamt zehn mittel- und ost-
europäische Staaten, Malta und Zypern
stellte sich Ernüchterung ein. Schon der
Irak-Krieg 2003 hatte die gerade gefunde-
ne EU-Einigkeit in außenpolitischen Fra-
gen wieder angefangen zu zerbröseln.
Nachdem Angela Merkel Kanzlerin wurde
und zusammen mit Nicolas Sarkozy die
Verhandlungen mit der Türkei und die Er-
weiterung im Allgemeinen erst einmal auf
Eis gelegt hatte, erodierte schnell die Au-
torität der EU in der Region. Ein großer
Wurf sollte nicht gelingen, stattdessen be-
gann ein technischer Prozess der Annähe-
rung, der immer kleinteiliger und immer
stärker von Nationalisierungstendenzen
geprägt wurde. Griechenland blockiert
Mazedonien in der Namensfrage seit nun
25 Jahren. Dies führte auch dazu, dass Ma-
zedonien 2008 nicht zur NATO-Mitglied-
schaft eingeladen wurde. 2006 gelang es

Integration Südosteuropas:

Zurück
in die
Zukunft?
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der EU, noch die Unabhängigkeit Monte-
negros zu gestalten, aber für eine Verfas-
sungsreform in Bosnien und Herzegowina
fehlte ihr die Kraft. 2008 traten die Diver-
genzen in der EU offen zutage. Die Unab-
hängigkeit des Kosovos wurde von insge-
samt fünf EU-Mitgliedsstaaten nicht aner-
kannt (Griechenland, Rumänien, Slowa-
kei, Spanien und Zypern). Die Erweiterung
um Bulgarien und Rumänien 2007 löste
schwere Bedenken, ja grundlegende Zwei-
fel aus, ob die Perspektive der EU-Mitglied-
schaft ausreichend starke Veränderungs-
und Modernisierungsprozesse auslösen
kann. Trotz Uneinigkeit und Zögern, ge-
lang es jedoch, den Erweiterungs-Konsens
für den Westlichen Balkan zu erhalten. Um
den Menschen eine Perspek-
tive zu bieten, wurde im Zuge
der Kosovo-Unabhängigkeit
beschlossen, das visumsfreie
Reisen zwischen der Region
und der EU (wieder) einzu-
führen. Dies wurde 2009/10
für alle bis auf den Kosovo erreicht. Ver-
traglich wurden alle Länder mit Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommen, ein-
schließlich Freihandel, an die EU gebun-
den.
Wegen dieser engen wirtschaftlichen An-
bindung an die EU schlug allerdings auch
die Krise der Jahre nach 2009 direkt auf
die Region durch. Rücküberweisungen
von Gastarbeitern gingen zurück, und das
schon schwache Wachstum stoppte. Zum
ersten Mal in der Geschichte der EU-Er-
weiterung wuchs mit Kroatien ein Land
wirtschaftlich nicht mehr vor dem Beitritt.
Als Kroatien am 1. Juli 2013 als erstes
Westbalkanland Mitglied wurde, war die
Hoffnung der Menschen auf eine weitere
Annäherung an die Lebensverhältnisse,
wie z.B. in Österreich, Deutschland oder
Italien, zerstoben. Dennoch, der Beitritt
Kroatiens ist ein Erfolg. Denn die Perspek-
tive von Thessaloniki: eine Aufnahme aller
Länder in die EU, wurde mit Leben erfüllt.
Allerdings sind die Hürden für einen Bei-
tritt noch weiter in die Höhe gegangen. Die
EU-Mitglieder erwarten heute, dass Prob-
leme wie eine wettbewerbsschwache
Wirtschaft, schlechte Verwaltung, erodie-
rende öffentliche Daseinsvorsorge, Korrup-
tion, politischer Klientelismus und kaum
funktionierende Rechtsstaat-Institutionen
vor dem Beitritt angegangen werden. An-
gesichts des Rückschritts in manchen Mit-
gliedsstaaten in diesen Bereichen in den
letzten Jahren, eines Anstiegs des auch
ethnisch-nationalistischen Populismus in

Europa wird es für die sechs Westbalkan-
staaten nicht leicht sein, diese Hürden zu
nehmen.

Seit dem letzten Besuch eines jugoslawi-
schen Außenministers in Bonn 1986 hat
sich die Landkarte in Europa verändert.
Die Idee der europäischen Integration hat
sich dabei noch mehr verändert. Sie ist
vielschichtiger und variantenreicher ge-
worden. Wenn man das Jahr 1991 der EG-
Integration als Vergleich nimmt, ist die
Anbindung der Region heute mit einer
damaligen EG-Mitgliedschaft vergleichbar,
allerdings 2. Klasse, da ohne Arbeitneh-
merfreizügigkeit, Zugang zu den Struktur-
fonds und Mitspracherecht. Die kleinen

offenen Volkswirtschaften der Region sind
wirtschaftlich vollständig integriert, an den
Euro gebunden und in vielen Sektoren von
EU-Unternehmen dominiert.
Seit 2006 besteht die Europäische Energie-
Gemeinschaft, dank derer nur noch EU-
Regeln gelten. Über den „Vorbeitrittspro-
zess“ nehmen die Länder an fast allen eu-
ropäischen Aktions- und Förderprogram-
men teil, von Erasmus über das For-
schungsrahmenprogramm Horizon 2020
bis hin zu Initiativen für kleinere und
mittlere Unternehmen. Auch demogra-
phisch besteht eine Herausforderung, denn
die Bevölkerungsentwicklung ist überall,
mit Ausnahme des Kosovos, rückläufig.

Insgesamt wohnen in den sechs Westbal-
kanstaaten ungefähr so viele Menschen
wie in Nordrhein-Westfalen. In der Grenz-
und Flüchtlingskrise 2015/16 haben die
Länder beim Management der „Balkan-
Route” unter Beweis gestellt, wie eng sie
in das europäische Grenzsicherungsregime
eingebunden sind (dies war auch ein Erfolg
der Visapolitik). Politisch beteiligen sich
die Westbalkanländer an EU-Missionen
weltweit, wobei Serbien nicht bereit ist,
die EU-Sanktionen gegenüber Russland
mitzutragen. Der letzte Punkt zeigt, dass
neben den eher funktionalen Problemen
der EU-Integration wichtige politische Fra-
gen zu lösen sind.
Der Umgang mit der Geschichte ist ein
offenes Problem: Wie können die juristi-
sche und gesellschaftliche Bearbeitung von

Krieg und Kriegsverbrechen der 1990er
Jahre, aber auch die Aufarbeitung der kom-
munistischen Regime gelingen? Die jüngs-
ten Strafprozesse in Bayern zu jugoslawi-
schen Geheimdienstmorden in den 1980er
Jahren sind ein kleiner Hinweis auf die
Komplexität der Aufgabe. Das Problem
Kosovo, aber auch der Streit um die innere
Verfasstheit Bosniens und Herzegowinas,
haben sich als langlebig erwiesen und hem-
men die Entwicklung. Nach Zypern will
die EU keine ungelösten territorialen Kon-
flikte mehr importieren, und seien sie noch
so eingehegt.

Spätestens seit dem 23. Juni 2016 besteht
die Gewissheit, dass EU-Integration nicht

unumkehrbar ist. Die Debatte
um den Austritt Großbritanni-
ens hat schon jetzt das Profil
der EU in der Region verän-
dert. Großbritannien hat sich
in den letzten 15 Jahren stetig
für die Integration Südosteu-

ropas eingesetzt und auch die NATO-Mit-
gliedschaft von Kroatien, Albanien und
Montenegro unterstützt. Die derzeitige
politische Schwäche der EU hat verstärkt
Platz gelassen für alternative, meist anti-
westliche Diskurse in der Region, gesteuert
aus der Türkei und Russland. So steht die
EU vor der Herausforderung, wie die wei-
tere und dauerhafte An- und Einbindung
gelingen kann, wenn auch das Verspre-
chen der wirtschaftlichen und sozialen
Konvergenz, als Motor von Reform und
Veränderung, innerhalb der Europäischen
Union kaum mehr aufrechtzuerhalten ist.
Bislang stehen die Signale auf einer Fort-
setzung der Politik der kleinen Schritte.
Kein Wunder, denn die Erweiterungspoli-
tik bleibt die einzige erfolgreiche gemein-
same Außenpolitik der EU. Angesichts ih-
res Erfolgs in der Region und im Hinblick
auf Krieg, Instabilität und das Erstarken
von Diktaturen in der südlichen und östli-
chen EU-Nachbarschaft ist die Politik ver-
nünftig. n

Der Autor: Tobias
Flessenkemper ist
Mitglied des Präsidiums
der Südosteuropa-Ge-
sellschaft e.V. Er lehrt
europäische Politik an
der Universität zu Köln
und am Europa-
Institut CIFE in Nizza.

Die Erweiterungspolitik bleibt die
einzige erfolgreiche gemeinsame

Außenpolitik der EU.
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Die Entwicklung in der Türkei
beherrscht zurzeit die Schlag-
zeilen. Souverän sprach da-
rüber mit dem Vorsitzenden
des Auswärtigen Ausschusses
im Deutschen Bundestag,
Dr. Norbert Röttgen.

Souverän: Herr Dr. Röttgen, die
deutsche Öffentlichkeit und auch
die Europäische Union schwanken
in der Beurteilung der Gescheh-
nisse in der Türkei. Während die
einen vor überzogener Türkei-
Kritik warnen, sehen die anderen
deutliche Parallelen zu histori-

schen „Vorbildern“ der Machter-
greifung von Diktatoren. Wie beur-
teilen Sie die Lage, ist die Türkei
noch eine Demokratie?

Dr. Röttgen: Die Türkeikritik in Deutsch-
land ist im Wesentlichen nicht überzo-
gen, sondern berechtigt. Zur derzeitigen
Lage gehört, dass es in der Türkei einen
Militärputsch gegen einen demokratisch
gewählten Staatspräsidenten und eine
staatliche Ordnung gegeben hat, der von
außen eindeutig zu verurteilen ist und die
Lage in der Türkei auch dramatisiert hat.
Leider muss man aber eben auch sagen,
dass Erdogan ihn dazu benutzt, eine auf
ihn zugeschnittene autoritäre Machtposi-
tion zu erringen. Das ist der Grund, wa-
rum er auf den Terror der PKK unverhält-
nismäßig und militärisch reagiert. Das ist

auch der Grund, warum er versucht, in-
nerparteiliche Opposition und die Frei-
heit der Medien auszuschalten. Und auch
die jüngste Entwicklung, die in dem mi-
litärischen Einsatz jenseits der türkischen
Grenze auf nordsyrischen Boden nicht
nur gegen den IS sondern auch gegen die
den IS bekämpfenden syrischen Kurden
gerichtet ist, haben darin ihre Ursache.
So viel zur inneren Lage der Türkei.
Gleichzeitig ist die Türkei für Deutsch-
land und Europa ein Land mit geostrate-
gischer Bedeutung – auch für unsere Si-
cherheit.

Ein Militärputsch als Mittel der
Machtergreifung kann sicher nicht
toleriert werden. Aber steht nicht
zu befürchten, dass eine Wieder-
einführung der Todesstrafe vor al-
lem viele tatsächliche und ver-
meintliche Putschisten bzw.
Regierungsgegner treffen wird?

Meine Einschätzung ist, dass es nicht zu
einer Wiedereinführung der Todesstrafe
in der Türkei kommt. Staatspräsident Er-
dogan weiß genau, dass dies das Ende der
Beitrittsperspektive zur EU bedeuten
würde. Denn dann wären die Beitrittsver-
handlungen zwischen EU und Türkei
beendet.

Interview:

„Die Kritik
ist im Wesentlichen
berechtigt“
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Es ist ja eine höchst komplexe
Situation, umschrieben von den
Stichworten EU-Beitrittsverhand-
lungen, Visafreiheit, Flüchtlingsab-
kommen … kann man diese Fra-
gen eigentlich noch voneinander
trennen, um sie sachlich zu lösen?

Ja, das kann und muss man, auch wenn
es Wechselbeziehungen gibt. Das Flücht-
lingsabkommen ist eine gemeinsame Ant-
wort der EU und der Türkei, deren Aus-
gestaltung und Bestand im gegenseitigen
Interesse ist. Die Türkei setzt natürlich
ihre Bedeutung im Hinblick auf die
Flüchtlingsentwicklung als Argument da-
für ein, dass ihren Bürgern Visafreiheit
gewährleistet wird. Aber im Kern richtet
sich die Visafreiheit nach den innerstaat-
lichen und rechtstaatlichen Verhältnissen
in der Türkei und darum kann es die Vi-
safreiheit nur geben, wenn die sogenann-
te Antiterrorgesetzgebung, die mindes-
tens zum Teil auch eine allgemeine Oppo-
sitionsgesetzgebung ist, rechtstaatlich
korrigiert wird. Und die EU-Beitrittsver-
handlungen schließlich, sind eine ganz
lange Perspektive, die angesichts der ge-
genwärtigen inneren Entwicklungen in
der Türkei in immer weitere Ferne rückt.

Wo ist für Sie die rote Linie, was

die EU-Beitrittsverhandlungen an-
geht? Österreich sieht sie ja offen-
bar schon überschritten …

Das ist aus meiner Sicht weniger eine
Frage von einer roten Linie, als dass die
Politik Erdogans das ganze Land in eine
gegensätzliche Richtung führt als nach
Europa. Wenn Erdogan die gegenwärtige
Politik fortsetzt, ist der EU-Beitritt keine
reelle Perspektive mehr.

Die Menschen hier zu Lande treibt
die Frage um, ob das Flüchtlings-
abkommen halten wird. Wie weit
können/müssen wir türkischen
Interessen entgegenkommen, um
dieses Abkommen am Leben zu
erhalten?

Dadurch, dass wir zu unseren Zusagen
stehen und das gleiche auch von der Tür-
kei verlangen. Wir müssen auf die recht-
staatliche Verbesserung der Antiterrorge-
setzgebung bestehen. Wenn wir das nicht
tun, würden wir Erdogan einen riesigen
innenpolitischen Erfolg gewähren und
würden somit zu einem Komplizen für
seinen Machtausbau.

Wie hoch ist das Risiko, dass der
lange Zeit nur schwelende Kon-

flikt mit den Kurden wieder auch
auf deutschen Boden getragen
wird?

Ich glaube das nicht. Wenn wir dies an-
satzweise beobachten müssen, gäbe es
dafür keine Toleranz.

Herzlichen Dank für das
Gespräch.
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Brexit und andere EU-Probleme:

Eine Bürde weniger?
Gibt der Austritt der Briten
aus der Europäischen Union
wirklich Anlass zur Schwarz-
malerei? Ein Interview mit
Folker Hellmeyer.
Souverän: Zugegeben, es sind unruhi-
ge Zeiten. Aber in jeder Krise liegt ja
bekanntlich auch eine Chance. Trifft
dies nicht auch auf den sog. Brexit zu,
der in Deutschland medial als halber
Weltuntergang beschrieben wurde?
Hellmeyer: In der Tat bin ich irritiert, dass
die Experten, Politiker und Medien solitär
auf die fraglos gegebenen Risiken schauen
und damit implizit den Boden für eine mil-
de Umgangsart mit dem Vereinigten König-
reich willentlich oder unwillentlich berei-
ten. Kurzfristig stimme ich diesen Kreisen
zu, dass damit Risikoaversion eine brem-
sende Konjunkturfolge haben kann. Die
Betonung liegt auf dem Begriff „kann“.
Aktuell verfügbare Daten aus der Eurozo-
ne, unter anderem der Economic Senti-
ment Index der Eurozone, weisen sogar in
eine unerwartete positivere Richtung. Mit-
tel- und langfristig steht ein Brexit sowohl
politisch als auch wirtschaftlich für den
Begriff Chance. Viele internationale Groß-
konzerne werden in der Folge mindestens
bei Neuinvestitionen die EU gegenüber
dem UK wegen des Marktzutritts bevortei-
len. Aber auch Produktionsstättenverlage-
rungen vom UK in die EU stehen im Raum.
Das heißt mehr Arbeitsplätze, mehr Lohn-
summe, mehr Steuern und mehr sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung. Der
Finanzplatz London würde zugunsten
Frankfurts, Paris' oder Dublins an Statur

verlieren. Auch darin kann ich keinen
Nachteil für die EU erkennen.

Aber ist der Austritt nicht doch ein
Problem für das Zusammenwachsen?
Politisch hat sich das UK nie für eine ver-
stärkte Integration eingebracht. Ganz im
Gegenteil lag der Fokus des UK in latenter
Sonderbehandlung, nachdem die Solidari-
tät der EU in den 70ern mit dem UK nicht
unwesentlich zu einer Stabilisierung der
Wirtschaft des UK beigetragen hatte. Ergo
verlieren wir durch den voraussichtlichen
Brexit ein wenig gemeinschaftlich agieren-
des Land und auch die Integrationsbremse
in der EU. Das UK hat sich außenpolitisch
immer durch die spezielle Partnerschaft
mit den USA definiert, was auch am Ge-
heimdienstbund „Five Eyes“ erkennbar ist,
der zu Lasten der EU agiert hat. Ergo hat
die EU immer nur die Rolle der „Zweit-
frau“ auf der politischen Ebene des UK
gespielt. Hier macht es Sinn, metaphorisch
zu argumentieren: Politische Bigamie nach
Machart des UK war für die EU eine Bürde.

Soweit der Brexit. Wie bewerten Sie
die im Hintergrund schlummernde
Euro- bzw. Griechenland-Krise?
Das Thema Griechenland wird uns weiter
beschäftigen, aber dieses Thema ist isoliert
und bietet keine Infektionsherde für die
Eurozone. Zuletzt ergaben sich auch in
Griechenland erste Ansätze einer konjunk-
turellen Stabilisierung, nachdem der Aus-
flug zu Tsipras/Varoufakis das Land um
zwei Jahre Erholung gebracht hatte. Ergo
ist dieses Thema nicht abgehakt, aber auch
nicht virulent oder gefährlich. Nach wie
vor berichten unsere Medien und Politiker

viel zu wenig über die Erfolge der Eurozo-
ne. Die gefährlichen strukturellen Haus-
haltsdefizite sind bereinigt. Die Eurozone
liegt in der öffentlichen Haushaltslage weit
vor den USA, Japan oder dem UK. Gleich-
wohl bleiben uns vereinzelte Problemfälle
wie zuletzt Spanien oder Portugal erhal-
ten. Auch bei dem Nord-Süd-Gefälle waren
wir in der Eurozone erfolgreich. Die Re-
formländer haben durch Reformen ihre
internationale Konkurrenzfähigkeit wie-
dergewonnen, ablesbar an Handelsbilanz-
überschüssen der Eurozone, aber auch der
Reformländer. Konjunkturell wächst die
Eurozone mit gut 1,5% am Potenzial-
wachstumspfad nach Definition der EZB.
Mehr noch hat das Wachstum die beste
Qualität, da die Nachfrageausweitung in
der Eurozone maßgeblich auf wiederkeh-
renden Einkommen beruht, ganz im Ge-
gensatz zu den USA, wo das Nachfrage-
wachstum maßgeblich kreditbasiert ist.

Die wirtschaftlichen Sanktionen ge-
gen Russland werden aufrechterhal-
ten. Wie wird unsere Wirtschaft der-
zeit damit fertig?
Wir werden damit fertig, aber es kostet
uns dennoch potenziellen Wohlstand.
Mehr noch ergeben sich strukturelle
Nachteile. Die Konjunkturmusik der Welt
spielt nicht mehr im Westen, auch wenn
wir uns politisch und medial so verhalten,
als ob das noch der Fall wäre. Die aufstre-
benden Länder haben heute einen Anteil
von mehr als 60% an der Weltwirtschaft,
sie stellen 85% der Weltbevölkerung und
kontrollieren 70% der Devisenreserven
der Welt. Sie wachsen mit mindestens 4%
pro Jahr. Hier liegen unsere Absatzmärkte
von morgen und übermorgen. Durch die
Sanktionspolitik des Westens haben wir
unsere ökonomische Zuverlässigkeit zur
Disposition gestellt. n

Folker Hellmeyer, gerngesehe-
ner Gast in finanzorientierten
TV-Runden, ist seit 2002 Chef-
analyst der Bremer Landesbank.
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Souverän: Frau Berger, Sie ha-
ben kürzlich in einem Inter-
view gesagt, dass ältere Men-

schen leider keine Lobby haben.
Was hat Sie dazu veranlasst?

Senta Berger: Dazu braucht es keine per-
sönlichen Erfahrungen, man braucht nur
die Augen offen zu halten. Wir leben in
einer technologisierten Welt, in der alles
auf seinen ökonomischen Wert hin geprüft
und beurteilt wird. Alte Menschen haben
kaum mehr Wert für die Autoindustrie, sie
werden sich kaum mehr um Immobilien
bemühen, keine Aktien mehr kaufen, kei-
ne neuen elektronischen Geräte kaufen.
Also lohnt sich keine Lobbyarbeit. Dass
alte Menschen uns mit ihren Erfahrungen,
ihrem Wissen reich machen können, ge-

hört vielleicht zu den Illusionen, die ich
mir über vergangene Jahrhunderte und
andere Kulturen mache.

In welchen Bereichen macht
sich dies besonders negativ
bemerkbar?

Im Gesundheitswesen. Selbstverständlich
in der Pflege alter Menschen. In den uner-
schwinglich hohen Kosten einer respekt-
vollen, rücksichtsvollen Pflege, die die In-
dividualität des Einzelnen beachtet und
seine Persönlichkeit nicht auslöscht.

Wie müsste eine wirkungs-
vollere Lobbyarbeit für Seni-
oren und Seniorinnen denn

aussehen? Welche Themen sollte sie
in den Vordergrund stellen?

Was wäre denn, wenn wir einen Verant-
wortlichen, einen Minister, eine Ministe-
rin, in der Regierung hätten, der oder die
nur für die Belange der alten Mitbürger da
wäre? Jemand, der von Amts wegen für
einen Etat kämpfte, der es möglich machen
würde, finanzschwachen oder auch nur
vereinsamten Menschen Gelegenheit zu
geben, sich in Generationenhäusern zu
begegnen, sie in soziale Arbeiten einzubin-
den, ihnen Reisen zu ermöglichen, sie als
wichtigen Teil unserer Gesellschaft zu be-
greifen? Das bedarf sicher eines Umden-
kens. Nicht jeder Beitrag, der für unsere
Gesellschaft geleistet wird, muss sich rech-
nen, nicht wahr? n

DREI FRAGEN AN …

österreichisch-deutsche
Schauspielerin und
Filmproduzentin,
Jahrgang 1941

Senta Berger und Ehemann Michael
Verhoeven auf der Berlinale 2013

(Quelle: Wikipedia/Siebbi)

Senta Berger
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Was gab es einstmals in
unserer Republik für mediale
Traumzeiten: als Journalisten
noch sorgfältig in ihren Arti-
keln zwischen Meldung und
Meinung unterschieden, sich
Zeit für eine gründliche Re-
cherche nahmen, Fakten, Fak-
ten, Fakten zu Wort kommen
ließen und den Mut aufbrach-
ten, sich zu ihrer politischen
Einstellung zu bekennen. Die
Zeit, in der man als Reporter
aus dem Elfenbeinturm seines
Redaktionszimmers ausbrach,
vor Ort dem Ereignis auf den
Grund gehen konnte. Das war
einmal.

Heute erwarten Herausgeber und Inten-
danten Resultate, die eine hohe Auflage
und eine steigende Quote versprechen.
Der Erste, der Schnellste mit einer aktuel-
len Meldung zu sein findet Wohlgefallen.
Auf der Strecke bleiben oft Sorgfalt und
Genauigkeit. Doch im Wettbewerb mit
dem Internet bleiben die Traditionsmedien
durchweg zweiter Sieger. Also bedienen
sich viele Journalisten gleich dort, denn sie
erhalten „Volkes Meinung” frei Haus gelie-
fert. Zur Nachprüfung – so äußern viele –
bleibe wenig Zeit, und mit den anonymen
Meinungen müsse man leben.

Über 60 Prozent aller Journalisten definie-
ren sich als „Freie”. Sie haben keine ver-
tragliche Absicherung mit einer Redaktion,
sind oft nur Mitglied der Künstlersozialver-
sicherung und bestreiten einen täglichen
Kampf ums Überleben. Wie kann man von
ihnen Qualitätsjournalismus erwarten, der
Aufwand, Zeit und Geduld kostet! Viele
„Freie” haben sich mit dieser „Scheinun-
abhängigkeit” arrangiert. Schnelle Wahr-
heiten werden produziert, wobei viele
Vertragsjournalisten einem ähnlichen
Druck unterliegen.

Skepsis und Misstrauen gegenüber den
Medienmachern in unserem Land steigen
jedoch nicht allein wegen der Skandalori-
entierung. Viele beklagen die politische
Einseitigkeit von Journalisten. Nach einer
Selbsteinschätzung ordnen sich über 60
Prozent als „links” ein, fast 40 Prozent se-
hen ihre politische Heimat bei den Grü-
nen. Die Konservativ-Bürgerlichen können
nur jeden Dritten für sich verbuchen. Die-
se Ausgangslage mag auch mit ein Grund
für eine – von vielen gefühlte – Bevormun-
dung durch manche Aufmacher sein.

Zugespitzt: Die Blatt-, Radio- und TV-Ma-
cher entscheiden, was in Deutschland po-
litisch korrekt ist. Gegenentwürfe werden
weder akzeptiert noch geduldet. Deutlich
wurde diese Strategie bei der Kampagne
gegen den ehemaligen Bundespräsidenten
Christian Wulff oder auch bei der Rufmord-
aktion des TV-Journalisten Böhmermann
gegen den Präsidenten der Türkei. Beide
Ereignisse als mediale Sternstunden im
Selbstlob herausgehoben, machen auf ein
weiteres Phänomen unserer Medienland-
schaft aufmerksam: die Entrüstungsma-
sche, die manchmal auch berechtigt ist.
Die Brexit-Entscheidung der Engländer
wurde in der Bundesrepublik von der FAZ
bis zur taz in den ersten Tagen erbar-

mungslos niedergemacht, von Toleranz
gegenüber anderen Auffassungen keine
Spur.

Besonders das Wahlverhalten der Senio-
ren, die in großer Zahl ihr Wahlrecht ge-
nutzt hätten, wurde als „verantwortungs-
los” gegenüber der jungen Generation
kritisiert. Doch nur jeder fünfte Jungwäh-
ler war zur Wahl gegangen. Nach Hoch-
rechnungen englischer Zeitungen hätte
eine vergleichbare Wahlbeteiligung der
jungen Generation wie die der Älteren die
Brexit-Entscheidung verhindert. Erst fünf
Tage später wurde dieser Sachverhalt in
einer kleinen Meldung bei uns veröffent-
licht, doch die „Verantwortungslosigkeit
und Dummheit” der Senioren blieben als
Vorwurf bestehen.

Was unsere Republik benötigt, ist eine
Rückkehr zum Qualitätsjournalismus. Me-
dien als uniforme Meute schaden der De-
mokratie. Sie tragen mit zu den schändli-
chen wie schädlichen Pegida-Auswüchsen
unter dem Motto „Lügenpresse” oder
„Halt die Fresse!” bei. Freie Medien sind
ein wesentliches Element unserer gesell-
schaftlichen Ordnung. Besonders in Zeiten
von großen Koalitionen, wo die Opposition
nur ein „Schönheitsfleck” ist, müssen ihre
Rolle wie Funktion stark sein.

Der Schlüssel für Meinungsvielfalt und
Medienqualität liegt in der Ausbildung der
Journalistinnen und Journalisten, in ihrem
Berufsverständnis und einer weitgehenden
existenziellen wie sozialen Absicherung.
Dafür einen Fond unter Beteiligung der
Medienbranche zu schaffen wäre ein Weg,
um dem Artikel 5 unseres Grundgesetzes
gerecht zu werden. n

Medien:

Wir brauchen eine Rückkehr
zum Qualitätsjournalismus!

Der Autor: Wolfgang
Börnsen (Bönstrup)
MdB a.D. SU-Landes-
vorsitzender von
Schleswig-Holstein,
langjähriger Sprecher
der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion für Kultur
und Medien
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Souverän: Welches Problem genau
liegt Ihren Berechnungen zugrunde?
W. und G. Siepe: Nach unseren Berech-
nungen kommt es bereits bei vielen Neu-
rentnern ab 2015 zu einer doppelten Be-
steuerung ihrer Rente und ziemlich sicher
bei allen Rentnern, die ab 2020 in Rente
gehen. Doppelte Besteuerung heißt, dass
die auf versteuerten Rentenbeiträgen beru-
henden Rententeile im Ruhestand ein
zweites Mal besteuert werden. Gerade
dies soll nach dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts aus 2002 aber auf jeden
Fall vermieden werden.

Sie haben der ursprünglichen Unter-
suchung vom Februar 2016 nun im
Juni eine Ergänzung folgen lassen.
Warum wurde diese notwendig, wel-
che Fragestellung(en) haben Sie zu-
sätzlich untersucht?
Uns liegen mittlerweile auch aktuelle Ori-
ginalfälle vor, bei denen es nach unseren
Berechnungen zur Doppelbesteuerung von
Renten (gesetzliche Rente, Rente aus be-
rufsständischer Versorgung oder Rürup-
Rente) kommt. Darüber hinaus haben wir
in unserer zweiten Studie vom Juni 2016
auch ganz konkrete Vorschläge zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung unterbreitet.
Wie sind Sie eigentlich auf das Prob-
lem gestoßen, bzw. was hat Sie be-
wogen, sich mit diesen Fragestellun-
gen zu beschäftigen?

Wir beide sind selbst nicht von der Doppel-
besteuerung betroffen. Allerdings werden
es unsere erwachsenen Kinder mit Sicher-
heit sein, sofern sich nichts ändert. Wir als
Ruheständler haben uns erlaubt, auch die
Belange der nachwachsenden Generation
zu vertreten.

Wie ist diese von Ihnen diagnostizier-
te Doppelbesteuerung zu verhindern?
Wir schlagen konkret vor, nur die auf steu-
erfreien Beiträgen beruhende Rente voll zu
besteuern und die aus versteuerten Beiträ-
gen stammende Rente – wenn überhaupt
– nur mit dem deutlich niedrigeren Er-
tragsanteil von zurzeit beispielsweise 18
Prozent der Rente bei 65-jährigen Neurent-
nern zu besteuern. Bei umlagefinanzierten
Zusatzrenten im öffentlichen Dienst wird
dieses sogenannte beitragsproportionale
Verfahren bereits seit 2008 angewandt.
Dieses bewährte Verfahren sollte dann
auch für gesetzliche Renten, berufsständi-
sche Renten und Rürup-Renten gelten.

Das Bundesverfassungsgericht hat
der Politik die klare Vorgabe ge-
macht, dass eine Doppelbesteuerung
von Renten absolut zu vermeiden ist.
Muss der Gesetzgeber noch einmal
tätig werden?
Spätestens dann, wenn das Bundesverfas-
sungsgericht die jetzigen Regelungen laut
Alterseinkünftegesetz als Verstoß gegen

den Gleichheitsgrundsatz nach Artikel 3
des Grundgesetzes wertet, muss der Ge-
setzgeber nachbessern. Im Interesse der
Neurentner und Steuerzahler wäre aber zu
wünschen, dass der Gesetzgeber schon
vorher von sich aus tätig wird.

Was muss man tun, wenn der Ge-
setzgeber nichts unternimmt und
wenn man sich gegen die vermutete
Doppelbesteuerung seiner Rente
wehren will?
Zunächst muss man selbst schon in Rente
sein und einen Einkommensteuerbescheid
mit Besteuerung der gesetzlichen Rente,
berufsständischen Rente oder Rürup-Rente
vom Finanzamt erhalten haben. Nach Zu-
rückweisung des Einspruchs gegen diesen
Steuerbescheid muss man dann Klage
beim zuständigen Finanzgericht erheben.
Wird diese abgewiesen, geht der Weg wei-
ter über den Bundesfinanzhof bis hin zur
Verfassungsbeschwerde beim Bundesver-
fassungsgericht. Dieser Weg durch alle
Instanzen ist leider mühsam und dauert
sicherlich fünf bis zehn Jahre. n

Die Studien stehen im Internet
unter www.vers-berater.de, dort
unter dem Button „veröffentlichte
Studien” kostenlos zum Download
zur Verfügung.

Das Fernsehmagazin Plusminus berichtete
kürzlich, dass der Staat bei immer mehr
Rentnern doppelt abkassiert. Grundlage des
Berichts: Werner Siepe, Finanzmathematiker (r.),
und sein Bruder Günter, Steuerberater, haben
in einer aktuellen Studie berichtet, wie sich
die drohende Doppelbesteuerung auf einen
Standard-Rentner auswirkt, der in wenigen
Jahren in den Ruhestand tritt. Souverän
sprach mit den Autoren der Studie.

Altersbezüge:

Achtung –
doppelte Besteuerung droht
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Es ist sinnvoll, die Erfahrung
älterer Mitarbeiter zu schät-
zen, anstatt sie durch Frühver-
rentung zu verlieren. Ganz im
Gegenteil braucht ein Land,
in dem die Lebenserwartung
stetig steigt, auch ein höheres
Rentenalter. Ein Plädoyer von
Sozialwissenschaftler Profes-
sor Axel Börsch-Supan.

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges
erleben wir einen erstaunlichen Anstieg
der Lebenserwartung: In jedem Jahrzehnt
ist sie um etwa zwei Jahre gewachsen.
Derzeit beträgt sie etwa 80 Jahre, sie hat
sich damit während eines Menschenlebens
um etwa 16 Jahre verlängert. Die gewon-
nene Zeit wird, dies ist die nächste gute
Nachricht, überwiegend ohne gesundheit-
liche Einschränkungen verbracht. Die „ge-
sunde Lebenserwartung“ – also die Zeit bis
zur ersten größeren gesundheitlichen Ein-
schränkung – ist noch schneller angestie-
gen als die statistische Lebenserwartung.
Dies liegt nicht daran, dass die typischen
Alterskrankheiten später auftreten, denn
die Biologie des Menschen ändert sich nur
langsam. Sie machen sich jedoch erst spä-
ter negativ bemerkbar, weil Medizin und
Technik das Leben mit diesen Krankheiten
deutlich erleichtern.
Diese überaus gute Nachricht hat nur eine
große Schattenseite: Die Rentenversiche-
rung wird immer teurer, wenn man das

Rentenalter beibehalten möchte, das Bis-
marck Ende des 19. Jahrhunderts von 70
auf 65 Jahre gesenkt hatte. Damals konnte
ein 20-Jähriger übrigens nur ein Lebensal-
ter von 61 Jahren erwarten; der Empfang
einer Rentenleistung war also damals alles
andere als das (fast) sichere Ereignis, das
wir heute kennen. Allein seit 1970 hat sich
die Rentenbezugszeit von weniger als 9 auf
mehr als 17 Jahre fast verdoppelt, eine
enorme Ausweitung der Leistungen, die
unsere Rentenversicherung geliefert hat.
Schon der gesunde Menschenverstand sagt
einem, dass diese wunderbare Leistungs-
vermehrung nicht auf Dauer gutgehen
kann. Wenn wir immer länger leben, aber
das gewohnte Rentenalter beibehalten,
gerät unser Leben aus den Proportionen,
weil die Erwerbszeit, in der wir einen Teil
des Arbeitslohnes verwenden müssen, um
unsere Ansprüche auf die Rente zu sam-
meln, immer kürzer wird im Verhältnis zur
Rentenbezugszeit. Derzeit brauchen wir
etwa doppelt so viele Erwerbsjahre wie
Rentenbezugsjahre – zwei Jahre Beitrags-
zahlungen ergeben den Anspruch auf ein
Jahr Rentenbezug. Dieses Verhältnis kann
man nur ändern, wenn man entweder die
Renten absenkt oder die Beiträge erhöht.
Ersteres mögen die Rentner nicht, Letzte-
res hassen die Beitragszahler.

Kein Naturgesetz
An einer Erhöhung des Rentenalters geht
also kein vernünftiger Weg vorbei, wenn
die Lebenserwartung weiter ansteigt. Ein
festes Rentenalter, das im 19. Jahrhundert
festgelegt wurde, als wir in jeder Bezie-
hung – auch, was Gesundheit und Lebens-
erwartung angeht – in einer anderen Welt
lebten, kann kein Besitzstand auf ewig
sein. Anpassung an geänderte Lebensum-
stände ist alternativlos.
Dieser bislang ungebrochene Anstieg der
Lebenserwartung ist natürlich kein Natur-
gesetz. Russland hat einen deutlichen
Rückgang der Lebenserwartung seit Mitte
der 1990er Jahre erlebt; in den USA stag-
niert die Lebenserwartung der ärmeren
Schichten, in denen die Fettleibigkeit
enorm zugenommen hat. Aber daran wol-

len wir uns in Deutschland ja nicht mes-
sen. Den Gesundheitsstatistiken zufolge
wird sich der Trend einer höheren Lebens-
erwartung in Deutschland für die nächsten
ein bis zwei Dekaden linear fortsetzen,
also mindestens bis zum Jahr 2030. Was
danach kommt, werden wir sehen.
So war die graduelle Einführung der „Rente
mit 67“ bis zum Jahr 2029 ein richtiger und
vernünftiger Weg. Bis zu diesem Jahr wird
die Lebenserwartung in Deutschland um
mindestens drei weitere Jahre ansteigen,
sodass mit einem um zwei Jahre späteren
Renteneintritt die Rentenbezugsdauer nicht
etwa kürzer als heute, sondern um mindes-
tens ein ganzes Jahr länger sein wird. Da das
derzeitige Rentenalter nicht von allen er-
reicht wird, wird auch das zukünftige Ren-
tenalter von 67 Jahren nur eine Marke sein,
an der sich sowohl früher in Rente Gehende
orientieren als auch hoffentlich zunehmend
viele Menschen, die gerne noch länger aktiv
bleiben als bis zum Regelrentenalter. Ein
flexiblerer Renteneintritt um das zukünftige
Regelrentenalter ist wichtig, weil Menschen
so verschieden sind – einige mögen ihre
Arbeit, andere nicht; viele sind gesund, aber
andere nicht. Der moderne Sozialstaat muss
flexibel auf diese Wünsche und Notwendig-
keiten eingehen, aber im Mittel das Ren-
tenalter anheben.
Nach 2030 darf diese Anpassung nicht auf-
hören. Es ist müßig, derzeit über die Rente
mit 70 oder gar 73 zu spekulieren. Wir
sollten stattdessen lieber einen Automatis-
mus einführen, der die Proportionen des
Lebens in etwa konstant hält, also eine
regelgebundene Anpassung des Rentenal-
ters an die Lebenserwartung. Steigt diese
weiter so schnell wie derzeit, wird das
Rentenalter dementsprechend erhöht;
steigt sie langsamer, braucht das Renten-
eintrittsalter auch nur langsam anzustei-
gen. Hoffen wir, dass wir gesünder bleiben
als die Russen und Amerikaner. Diese An-
passung an die jeweils aktuelle Lebenser-
wartung sollte keine „Basta“-Entscheidung
von Politikern sein, sondern ein gesetzlich
geregelter Automatismus.
In den gewonnenen gesunden Lebensjah-
ren liegt der Schlüssel dafür, dass aus der

Rentendiskussion:

Die Erfahrung älterer Mitarbeiter
schätzen lernen!

Der Autor:
Prof. Dr. Axel
Börsch-Supan,
Ph.D., ist Direktor des
Munich Center for the
Economics of Aging
am Max-Planck-Institut
für Sozialrecht und
Sozialpolitik
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demografischen Bedrohung eine Chance
werden kann. Die Lösungsansätze liegen
auf der Hand: Menschen können länger
arbeiten, weil sie länger gesund bleiben.
Sie erhalten mehr Aus- und Weiterbildung,
damit sie auch in der zweiten Lebenshälfte
produktiv bleiben können. Menschen, die
nach wie vor psychisch und physisch an-
strengende Tätigkeiten ausüben, müssen
mehr geschont werden und brauchen
mehr präventive Maßnahmen.

Großangelegte Studie
Die moderne Forschung im Grenzgebiet
zwischen den Sozial- und Wirtschaftswis-
senschaften einerseits und der Medizin
andererseits zeigt, dass all dies möglich
und machbar ist. Das Munich Center for
the Economics of Aging (MEA), eine For-
schungsinstitution der Max-Planck-Gesell-
schaft, betreibt eine großangelegte Studie,
die europaweit die Gesundheit der Men-
schen misst und mit den ökonomischen
und sozialen Rahmenbedingungen ihres
Lebens in Verbindung setzt. Dieser „Sur-
vey of Health, Aging and Retirement in
Europe (SHARE)“ hat seit 2004 über
110.000 Menschen befragt und deren Ge-
sundheit gemessen, viele davon mehrfach
über eine Zeitspanne von mittlerweile
mehr als zwölf Jahren. Diese Studie zeigt
unter anderem die Gesundheitsentwick-
lung der Deutschen im Alter zwischen 60
und 69, also in dem Lebensabschnitt, über
den derzeit im Rahmen der Rente mit 67
und anderer Vorschläge zur Erhöhung der
Erwerbstätigkeit Älterer viel diskutiert

wird. Das Ergebnis ist beeindruckend gut,
und dies unabhängig davon, wie man Ge-
sundheit misst. 78 % der 60-Jährigen be-
zeichnen ihre Gesundheit als gut, sehr gut
bis ausgezeichnet; zehn Jahre später sind
es nur vier Prozent weniger. 65 % der
60-Jährigen haben keine Funktionsein-
schränkungen; zehn Jahre später sind es
mit 61 % immer noch fast zwei Drittel.
Hinzuzufügen ist allerdings, dass es große
Unterschiede innerhalb jeder Altersstufe
gibt. Diese sind viel größer als etwa der
Unterschied zwischen 60- und 69-Jähri-
gen. In Deutschland viel ausgeprägter als
zum Beispiel in Skandinavien ist der Zu-
sammenhang zwischen Bildung, Einkom-
men und Gesundheit: Menschen aus bil-
dungsfernem Elternhaus verdienen in ih-
rem späteren Leben nicht nur weniger, sie
sind auch weniger gesund; umgekehrt
haben Menschen mit schlechterer Gesund-
heit oft Berufe, in denen sie weniger gut
verdienen.

Quantitative Untersuchungen zeigen
auch, dass ältere Menschen nicht notwen-
digerweise weniger produktiv sind als jün-
gere. In einer weiteren Studie des MEA
wurden Fließbandarbeiter in einem deut-
schen Lastwagenmontagewerk intensiv
beobachtet – über 1,2 Millionen Mal. Da-
bei wurde sichtbar, dass sich Erfahrung
und körperliche Leistungsfähigkeit zu er-
gänzen scheinen: Die Leistungsfähigkeit
sinkt zwar mit zunehmendem Alter, aber
die Erfahrung steigt. Eine detaillierte Ana-
lyse zeigt, dass die 50- bis 60-jährigen Mit-
arbeiter insofern produktiver sind als die
25- bis 35-Jährigen, weil sie seltener
schwere Fehler machen, deren Korrektur
das Montagewerk besonders teuer zu ste-
hen kommt.
Es ist also sinnvoll, die Erfahrung älterer
Mitarbeiter zu schätzen, anstatt sie durch
Frühverrentung zu verlieren. Ganz im Ge-
genteil braucht ein Land, in dem die Le-
benserwartung stetig steigt, auch ein höhe-
res Rentenalter. Eine älter werdende Beleg-
schaft sollte künftig durch vermehrte Aus-
und Weiterbildungsangebote neue Techni-
ken erlernen und dadurch flexibel bleiben
können. Auf diesem Feld sind die skandi-
navischen Länder ein Vorbild; dort werden
über 40-Jährige erheblich stärker gefördert
als in Deutschland. Eine Verbesserung der
Weiterbildung und lebenslanges Lernen
sind hierzulande politisch unumstritten
und eine volkswirtschaftliche Binsenweis-
heit – bislang ist es jedoch bei Lippenbe-
kenntnissen geblieben, weil Arbeitgeber,
Arbeitnehmer und der Staat sich um die
Finanzierung streiten.

Wir leben länger, bleiben länger gesund
und sammeln im Laufe unseres Lebens
wertvolle Erfahrungen, die uns auch als
ältere Mitarbeiter noch hochproduktiv ma-
chen. Diese Seite des demografischen
Wandels gibt Grund für Optimismus. Wir
müssen diese Chancen nur nutzen! n
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Im Juli meldete die Tages-
schau, dass die Nutzung von
Braunkohle laut einer neuen
Studie in Europa fast 23.000
vorzeitige Todesfälle hervor-
rufe. Ein weiterer Fall unnöti-
ger Panikmache. Warum die
meisten Risikostudien aus
Sicht der Statistik grober
Unfug sind …

Kein Tag vergeht, ohne dass nicht irgendwo
in der deutschen Medienlandschaft eine
der vielen tausend Studien Wellen schlägt,
die weltweit jährlich zu diversen Gesund-
heitsrisiken und -gefahren einer mal mehr,
mal weniger überraschten Öffentlichkeit
als wissenschaftliche Erkenntnisse ange-
dient und von unseren mehrheitlich öko-
hörigen Medien dann auch bereitwillig
verbreitet werden. Radfahren macht impo-
tent, Herzinfarkt durch Mittagsschlaf (man
wollte herausgefunden haben, dass eine
Stunde regelmäßigen Mittagsschlafs das
Herzinfarktrisiko für Männer um 50 Pro-
zent erhöht), Vegetarier leben länger, Scho-
kolade macht dünn, dicke Kinder sind doof,
Kaffee beeinflusst Fruchtbarkeit (Frauen,

die mehr als fünf Tassen Kaffee täglich trin-
ken, sollen 11 Prozent länger brauchen, um
schwanger zu werden), mediterrane Kost
senkt das Diabetes-Risiko, und so weiter
und so fort.
Im Juli sorgte ein Bericht mehrerer Um-
weltorganisationen zur Gefahr durch Kohle
für Furore. „22.900 vorzeitige Todesfälle
durch Kohle in Europa“, titelte etwa ein
grünes Energieportal im Internet. Am
stärksten gefährdet seien die Polen, die
durch ihre Kohlekraftwerke jährlich 5800
Mitmenschen vorzeitig verlören, gefolgt
von Deutschland mit 4300 vorzeitigen To-
desfällen. Und zwar sollen Kraftwerksemis-
sionen insbesondere Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen und Schlaganfälle erzeugen. Auch
die durch ihre energiepolitischen Falsch-
meldungen bekannte Tagesschau sowie das
führende deutsche Panikmagazin, die Süd-
deutsche Zeitung, schlugen in die gleiche
Kerbe ein.
In Wahrheit weiß natürlich niemand, wer
oder was den Tod der 153.301 deutschen
Männer und 201.184 deutschen Frauen,
die etwa im Jahr 2013 an Herz-Kreislauf-
Krankheiten verstorben sind, wirklich ver-
schuldet hat. Oft war es das Rauchen, das
fette Essen, der Alkohol oder der Mangel
an Bewegung. Aber in den allermeisten
Fällen war es wohl das Alter. Denn an ir-
gendeiner Krankheit werden wir alle ein-
mal sterben, da können die Umweltorgani-
sationen protestieren, wie sie wollen.
Besonderer Aufmerksamkeit dürfen sich
jene Studien sicher sein, die einer immer
wieder erschrockenen Öffentlichkeit ein
erhöhtes Risiko für Krebs verkünden. Be-
kannte Übeltäter der jüngeren Vergangen-
heit sind etwa Atomkraftwerke, Herbizide
in der Landwirtschaft und rotes Fleisch. Die
weltweit wohl renommierteste wissen-
schaftliche Fachzeitschrift Science hat ein-
mal eine lange Liste solcher Krebs-Alarme
einer gründlichen Analyse unterzogen.
Diese betrafen neben den bekannten Ver-
dächtigen auch Dinge wie elektromagneti-
sche Felder (35 Prozent höheres Brust-
krebsrisiko bei Frauen), alkoholhaltige
Mundspülung (um 50 Prozent erhöhtes

Mundkrebsrisiko), Höhensonne (um 30 Pro-
zent höheres Hautkrebsrisiko) oder den
regelmäßigen Verzehr von Joghurt, der an-
geblich das Risiko von Eierstockkrebs bei
Frauen verdoppeln soll.
In keinem einzigen dieser Fälle konnte das
Studienergebnis durch unabhängige Nach-
folgestudien bestätigt werden, es war jedes
Mal ein Fehlalarm. In aller Regel hatte man
eine wichtige weitere erklärende Variable
vergessen, etwa die Info, ob die an Krebs
erkrankte Person auch raucht. Und so ist
auch eine Vielzahl anderer Studien zu an-
geblichen Gesundheitsrisiken wissenschaft-
lich nicht viel mehr als Schrott. Um das zu
sehen, sollte man zunächst einmal derarti-
ge Studien nach ihrer Machart unterteilen.
Da sind zunächst einmal kontrollierte Ex-
perimente: Eine Gruppe von Patienten er-
hält ein neues Medikament, eine Kontroll-
gruppe nicht. Idealerweise ist die Kontroll-
gruppe der behandelten Gruppe bezüglich
Alter, Geschlecht und sonstiger soziodemo-
grafischer Merkmale maximal ähnlich; we-
der die behandelten noch die unbehandel-
ten Patienten, noch die Ärzte wissen, zu
welcher Gruppe wer gehört.

Verlässlicher Versuch
Das ist der Goldstandard: ein Doppelblind-
versuch. Was dabei herauskommt, ist in
aller Regel verlässlich. Allein durch Zufall
kann es vorkommen, dass auch ohne jeden
Effekt die untersuchte Behandlung als über-
legen aus dem Experiment herausgeht. Da
heißt in der Statistik auch „Fehler 1. Art“:
Man hat vermeintlich etwas gefunden, aber
in Wahrheit ist nichts da. (Einen tatsächlich
vorhandenen Effekt zu übersehen ist dage-
gen ein Fehler 2. Art.)
Dieser Fehler 1. Art ist in kontrollierten Ex-
perimenten aber beherrschbar und kein
Problem. Probleme, und zwar riesige Prob-
leme, treten mit wachsender Schärfe auf, je
weiter man sich von diesem Goldstandard
des Doppelblindversuchs entfernt. Und lei-
der sind die allermeisten Studien, die in den
Medien regelmäßig zu Panikattacken füh-
ren, sehr weit von Doppelblindversuchen
weg. Der Standard sind sogenannte Beob-

Risikostudien:

Keine Angst vor der Killer-Kohle
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achtungsstudien wie etwa die oben zitierten
zur Gefahr durch Kohle oder eine, die zu
der Schlagzeile „Kaffee verursacht Gelenk-
rheumatismus“ führte. Solche Beobach-
tungsstudien funktionieren wie folgt: Man
hat zwei Gruppen von Menschen: die mit
und die ohne Gelenkrheumatismus. Dann
wird gefragt: Wie unterscheiden sich diese
Menschen sonst noch? Antwort: Die mit
Rheuma trinken öfter Kaffee. Ergo: Kaffee
ist der Grund für Rheuma.
Es ist nur allzu klar, was hier für Trugschlüs-
se möglich sind. Vielleicht ist es ja gerade
umgekehrt: Menschen mit Rheuma sind
öfter in der Kälte und trinken deshalb öfter
Kaffee. Oder anders ausgedrückt: Man un-
terscheidet nicht immer korrekt zwischen
Korrelation und Kausalität. Das ist der mit
Abstand häufigste Fehler in medizinischen
und sonstigen Studien aller Art.

Ohne jede Kausalität?
Korrelation bedeutet: Zwei Variablen bewe-
gen sich systematisch in dieselbe Richtung.
Ein Beispiel bei Menschen sind die Körper-
größe und das Gewicht: je größer, desto
schwerer. Nicht in jedem Einzelfall, aber im
Großen und Ganzen schon. Das ist positive
Korrelation. Oder bei gebrauchten PKW
das Alter und der Preis: Je älter, desto billi-
ger. Das ist negative Korrelation. Und hier
ist sogar ein Rückschluss auf die Kausalität
erlaubt: Das Alter ist die Ursache für den
Preis.
Aber viele Korrelationen entstehen auch
ohne jede Kausalität. So existiert z. B. bei
Männern eine hohe negative Korrelation
zwischen dem Einkommen und der Anzahl
der Haare auf dem Kopf: je weniger Haare,
desto mehr Geld. Es nützt aber nichts, sich
eine Glatze zu scheren, die Korrelation
kommt deshalb zustande, weil bei vielen
Männern mit wachsendem Lebensalter das
Einkommen wächst und die Haare ausfal-
len.
In der Wissenschaftszeitschrift Nature war
einmal ein auf ähnliche Argumente grün-
dender Beweis zu lesen, dass zumindest in
Deutschland doch der Klapperstorch die
Kinder bringt: Die Korrelation von Stor-

chenbrutpaaren und Geburten
erreichte in dem betrachteten
Zeitraum in Deutschland fast das
Maximum von 1. Und das reicht
vielen Studien schon als Argument. Natür-
lich lieferte Nature den wahren Grund der
Korrelation gleich mit: Einen in beiden
Zeitreihen vorhandenen gleichläufigen
Trend. Wann immer zwei Datenreihen bei-
de steigen oder fallen, sind sie automatisch
hoch positiv korreliert. So beobachtet man
Deutschland auch eine hohe Korrelation
zwischen den Belegungszahlen unserer
Trinkerheilanstalten und den Apfelsinenim-
porten aus Portugal. Also machen Apfelsi-
nen uns zu Säufern? Nein, beide Datenrei-
hen sind seit dem Zweiten Weltkrieg ange-
stiegen. Die Apfelsinenimporte, weil die
Transporte immer billiger werden und wir
uns immer mehr Apfelsinen leisten kön-
nen, und die Kunden der Trinkerheilanstal-
ten, weil es immer mehr Trinkerheilanstal-
ten gibt und wohl auch immer mehr Bun-
desbürger deren Dienste nötig haben. Also
sind weder die Apfelsinen der Grund für
das Saufen, noch ist das Saufen der Grund
für die gestiegenen Importe an Apfelsinen.
Genauso wurden auch bei der Killerkohlen-
Panik die Kraftwerksemissionen und die
Todesfälle vergleichsweise geist- und ge-
dankenlos gegenübergestellt. Und viel-
leicht sind auch tatsächlich erhöhte Kraft-
werksemissionen für den einen oder ande-
ren frühzeitigen Todesfall verantwortlich.
Mangels erschöpfender Berücksichtigung
weiterer Erklärungen (Blutdruck, Körper-
gewicht, unterschiedliche Ess- und Trink-
gewohnheiten etwa) ist das aus den übli-
chen Umweltstudien aber nicht herauszu-
lesen.
Dieses Übersehen von Alternativerklärun-
gen gilt selbst für eine der wenigen unbe-
strittenen Erfolgsgeschichten der moder-
nen Medizinstatistik: die Entdeckung, dass
Rauchen Lungenkrebs erzeugt. Aber wer
weiß denn schon, dass Raucher auch weit-
aus häufiger als Nichtraucher ermordet
oder vom Bus überfahren werden? Und
zwar aus demselben Grund, aus dem sie
rauchen: weil sie risikofreudigere Men-

schen sind. Es gibt in der Psychologie die
sogenannte „Raucherpersönlichkeit“. Die
würde selbst dann ein bis zwei Jahre früher
sterben als ein Nichtraucher, wenn sie nie
im Leben auch nur eine Zigarette raucht.
Mit anderen Worten: Die acht bis zehn
Jahre kürzere Lebenserwartung starker
Raucher kann man nicht komplett dem
Rauchen in die Schuhe schieben.
Aber das sind Nebensächlichkeiten. Wor-
auf es ankommt: Wenn Sie am Montag in
der Zeitung lesen: „Schachspielen fördert
Schlaganfall“, oder: „Alzheimer durch Kaf-
feesahne“, keine Panik. Fragen Sie erst mal
nach, wie dieses Resultat gefunden worden
ist. In aller Regel ist das nur ein zufälliges
Artefakt einer schlampig ausgewerteten
Statistik. n

Buchtipp:

Die Angst
der Woche
Verblüffende Er-
kenntnisse über ech-
te und eingebildete
Gefahren … schließ-
lich verursachen sie

uns immer wieder schlaflose Nächte:
Lebensmittelskandale werden aufge-
bauscht, gesundheitliche Risiken
übertrieben, falsche Ängste geschürt.
Wie können wir dieser Hysterie ent-
kommen? Der Dortmunder Statistik-
Experte weist einen (zudem unter-
haltsamen) Weg zu einem mündigen
Umgang mit der „Angst der Woche”.
Prof. Dr. Walter Krämer: Die
Angst der Woche, Piper-Verlag,
München 2012, ISBN 978-3-492-
30184-8, e 9,99
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Der Autor: Prof. Dr. Walter Krämer ist
Lehrstuhlinhaber für Wirtschafts- und So-
zialstatistik an der Technischen Universi-
tät Dortmund. Gemeinsam mit dem Vize-
präsidenten des Rheinisch-Westfälischen
Instituts für Wirtschaftsforschung (RWI),
Thomas Bauer, und dem Berliner Psycho-
logen Gerd Gigerenzer, Direktor am Max-
Planck-Institut für Bildungsforschung, hat
Krämer im Jahre 2012 die Aktion „Unsta-
tistik des Monats“ ins Leben gerufen.
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Wie weit die gegenwärtigen Vorstellungen
auseinanderliegen, war zuletzt auf dem
Petersburger Dialog im Juli zu spüren. Ins-
besondere die Auffassungen zu den Vor-
gängen in der Ukraine und Russlands dies-
bezügliche Rolle sind diametral verschie-
den und hängen wie ein Damoklesschwert
über den bilateralen Beziehungen: Wäh-
rend Moskau die Annexion der Krim im
März 2014 als strategisch notwendige und
legitime Politik betrachtet, sieht Deutsch-
land darin eine Verletzung des Völker-
rechts und der Charta von Paris. Gleichzei-
tig wird die militärische Unterstützung der
Separatisten im Donbass (Ostukraine) von
Russland weiterhin geleugnet.

In der Tat werden sich diese Differenzen
nicht einfach auflösen lassen. Eine gute
Strategie muss deshalb zwischen verhan-
delbaren und vorerst nicht zu vereinbaren-
den Positionen unterscheiden. Zu Letzte-
ren gehört der Status der Krim. Zwar gibt
es Überlegungen, die eine Wiederholung
des Referendums unter Aufsicht der OSZE
oder Ausgleichszahlungen durch Moskau
an die Ukraine vorsehen, doch diese sind

politisch nicht durchsetzbar. Es argumen-
tiert jedoch realitätsfern, wer glaubt, Russ-
land würde in dieser für das Land grund-
sätzlichen Frage jemals nachgeben. Die
anhaltenden Debatten um die juristische
und politische Bewertung der Annexion
haben deshalb keinen Einfluss auf den Sta-
tus quo.

Anders verhält es sich mit der Situation in
der Ostukraine. Minsk II lautet das öffent-
liche Mantra der europäischen Politik.
Doch kaum einer glaubt noch an die Um-
setzung der Vereinbarungen vom Februar
2015. Russland verweist auf die Verant-
wortung Kiews zur Verfassungsänderung
und sieht sich selbst nicht als Konfliktpar-
tei. Kiew wiederum fordert zuvor die
Rückgabe der Grenzkontrolle durch die
sogenannten Volksrepubliken Donezk und
Lugansk. Gegenwärtig sind jedoch noch
nicht einmal die wichtigsten ersten beiden
Punkte des Dokuments erfüllt: ein Waffen-
stillstand und der vollständige Rückzug
schwerer Waffen.
In beiden Fällen kommt es entscheidend
auf Russland an. Manche glauben, dass nur

weiterer militärischer und wirtschaftlicher
Druck Moskau zum Einlenken bewegen
wird. Dem entgegen steht jedoch ein sich
verstärkendes anti-westliches Feindbild im
Inland, das von der historischen Vorstel-
lung einer ausländischen Einkreisung und
Bedrohung Russlands genährt wird. Es
besteht deshalb die Gefahr, dass die russi-
sche Führung mangels Alternativen zu
noch aggressiverem Auftreten und verhär-
tetere Positionen gezwungen sein wird,
sollte der äußere Druck zunehmen. Dies
liegt nicht im europäischen Interesse. Eine
Deeskalation im Verhältnis zu Russland tut
not. Der Abbau der bestehenden Wirt-
schafts- und Finanzsanktionen, der bisher
noch an eine vollständige Umsetzung der
Minsker Vereinbarungen geknüpft ist, soll-
te deshalb sequenziell an das Erreichen
von Teilzielen angepasst werden.

Der Konflikt mit Russland in der Ukraine
hat auch zu einer Wiederbelebung der NA-
TO geführt. Bereits auf ihrem Gipfel in
Wales im September 2014 hatten die Mit-
gliedsstaaten die Einrichtung einer schnel-
len Eingreiftruppe beschlossen. In War-

Noch hat die
deutsche Politik keinen

neuen Modus Operandi
im Umgang mit Russland

gefunden. Das derzeitige Motto
lautet weiterhin Schadensbegrenzung.

Zur Zukunft der deutsch-russischen Beziehungen:

Mehr Realismus wagen
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schau im Juni 2016 wurde nun entschie-
den, vier rotierende Bataillone, insgesamt
4000 Soldaten, im Baltikum und Polen zu
stationieren. Deutschland hat diese Maß-
nahmen als Zeichen der Solidarität gegen-
über unseren östlichen Bündnispartnern
mitgetragen. Gleichzeitig hat Bundesau-
ßenminister Frank-Walter Steinmeier vor
allzu radikaler Rhetorik sowie einer Veren-
gung auf das Militärische im Verhältnis zu
Russland gewarnt.

Dieser doppelte Ansatz ist richtig. Ohnehin
besteht das Abschreckungspotenzial der
NATO nicht in ein paar zusätzlichen Briga-
den und Manövern im Baltikum, sondern
in der nuklearen Garantie der USA gegen-
über ihren Verbündeten und dem Verspre-
chen des Bündnisfalls nach Artikel 5 des
Nordatlantikvertrags. Die gegenwärtigen
zusätzlichen Maßnahmen der NATO tau-
gen nicht zur wirksamen militärischen
Abschreckung. Sie sind und bleiben eine
Rückversicherung der Partner untereinan-
der. Das weiß auch Russland. Genau des-
halb gilt es die Einheit der Allianz zu beto-
nen und dabei sachlich und nüchtern zu
bleiben.
Aufgrund politischen Übereifers besteht
jedoch weiterhin die Gefahr einer „Versi-
cherheitlichung“ westlicher Außenpolitik
gegenüber Russland. Die Wahrscheinlich-
keit einer direkten militärischen Auseinan-
dersetzung ist durch fehlende Kommuni-
kations- und Kontrollwege sowie einen
Mangel an Vertrauen wesentlich gestiegen.
Vor diesem Hintergrund rückt das lange
vernachlässigte Thema traditioneller Rüs-
tungskontrolle wieder in den Fokus. Eben-
so wichtig wäre es jedoch, ernsthaft den
Sinn und Zweck der derzeitigen NATO-
Raketenabwehrpläne in Rumänien und
Polen zu debattieren. Diese bringen keine
zusätzliche Sicherheit, belasten aber das
Verhältnis zu Moskau unnötig.
Manchen gilt Russland jedoch bereits heu-
te als entschiedener Gegner des Westens.
Als Beleg gelten ihnen, neben der Ukraine,
die Verbindungen Moskaus mit hiesigen,
rechtspopulistischen Parteien, die teilwei-
se aggressive Rhetorik im russischen Staats-
fernsehen und das militärische Eingreifen
des Landes in den syrischen Bürgerkrieg
auf Seiten Präsident Assads. Die innenpo-
litischen Entwicklungen werden ebenfalls
mit Sorge betrachtet. So müssen sich rus-
sische NGOs, die politisch aktiv sind und
Gelder aus dem Ausland erhalten, seit
2012 als „ausländische Agenten“ registrie-
ren lassen. Angesichts bestehender Vorur-

teile bedeutet dies eine Stigmatisierung
großer Teile der liberalen Zivilgesellschaft.
Seit Mai 2015 ist es außerdem möglich,
ausländische und internationale Organisa-
tionen für unerwünscht zu erklären und
aufzulösen. Zuletzt wurde im Rahmen der
Terrorismusbekämpfung die Gesetzes-
grundlage für eine umfangreiche Vorrats-
datenspeicherung geschaffen.

Zweifellos widersprechen diese Entwick-
lungen und der sie begleitende nationalis-
tische Konservatismus unseren politischen
Interessen. Doch ein nicht-westliches
Russland muss kein anti-westliches Russ-
land sein. Die Aufgabe der deutschen Au-
ßenpolitik ist es deshalb, die Rahmenbe-

dingungen für den sukzessiven Abbau von
Ressentiments und Vorurteilen in Russland
herzustellen. Dazu gehören die Vereinfa-
chung der derzeit bestehenden Visarege-
lungen und die damit im Zusammenhang
stehende Intensivierung des Jugendaus-
tauschs. Internationale Krisen, die vor al-
lem auf Entscheidungen von Eliten beru-
hen, sollten nicht dazu benutzt werden,
ganze Völker als Geisel zu nehmen und
den gesellschaftlichen Austausch zu er-
schweren.
Langfristig wird sich das europäisch-russi-
sche Verhältnis daran entscheiden, ob es
gelingt, das Aufeinandertreffen von unter-
schiedlichen Interessen als Normalität zu
begreifen, anstatt diese unnötig zu drama-
tisieren. Dazu gehört auch, über den eige-
nen Schatten zu springen und die Wün-
sche des Anderen als legitime Vorschläge
gelten zu lassen. Manche Stimmen in
Moskau, darunter der ehemalige Vorsit-
zende des einflussreichen Rates für Außen-
und Verteidigungspolitik, Sergei Karaga-
nov, nehmen bereits gänzlich von einer
Integration Russlands in europäische
Strukturen Abstand und sehen das Land als
dezidiert eurasische Macht. Ob dies jedoch

auch eine politische Realität wird, hängt
nicht nur vom Status der EU-Russland-
Beziehungen ab, sondern entscheidet sich
vor allem in der Vereinbarkeit russischer
und chinesischer Ordnungsvorstellungen
sowie der Entwicklung der Eurasischen
Wirtschaftsunion.
Das Dilemma des europäischen Weges
Russlands hingegen besteht in der schein-
baren Unmöglichkeit, die Identität Russ-
lands als souveräne Großmacht mit einem
Platz innerhalb der weiterhin transatlan-
tisch geprägten Sicherheitsarchitektur zu
vereinbaren. Mit anderen Worten: Die si-
cherheitspolitische Integration Russlands
in Europa würde langfristig die Aufwer-
tung von europäischen Strukturen bei
gleichzeitiger Abschwächung der US-ame-
rikanischen Rolle darin zur Folge haben.
Dass ein solches Szenario jedoch auch ge-
genwärtig nicht unmöglich scheint, bele-
gen die Aussagen von US-Präsidentschafts-
kandidat Donald Trump. Sein Aufruf zu
einer ausgeglichenen Lastenverteilung in-
nerhalb der NATO und einer realpoliti-
schen Zusammenarbeit mit anderen Groß-
mächten, darunter Russland, ist durchaus
keine Einzelmeinung innerhalb der ameri-
kanischen Elite.

Überhastete Aktionen und rhetorische
Paukenschläge gehören nicht zum Wesen
deutscher Außenpolitik. Wir dürfen uns
deshalb nicht zum Fürsprecher gleich wel-
cher Partikularinteressen machen lassen.
Was wir hingegen brauchen, sind Zurück-
haltung und Besonnenheit, bei gleichzeiti-
ger Konzentration auf das Wesentliche:
Stabilität und Frieden in Europa. Genauso
wie wir deshalb bei NATO-Partnern und
EU-Staaten für einen weiteren Dialog mit
Russland werben, so müssen wir der russi-
schen politischen Elite klarmachen, dass es
im Kontext der EU keine deutsch-russi-
schen Sonderbeziehungen geben kann.
Nur wenn beides gelingt, wird Deutsch-
land seiner Verantwortung für Europa ge-
recht. n

Der Autor: Alexander
Graef ist Mitarbeiter
am Institut für Politik-
wissenschaft der
Universität St. Gallen.
2016 nahm er als
Junger Teilnehmer
am 15. Petersburger
Dialog teil.

„Die Wahrscheinlichkeit
einer direkten militärischen

Auseinandersetzung ist durch
fehlende Kommunikations-

und Kontrollwege sowie
einen Mangel an Vertrauen

wesentlich gestiegen.“
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Günther Schwarz bleibt Landesvorsit-
zender der Senioren-Union Saar. Bei
einer Delegiertenversammlung am 23.
Juni in der Aula in Sulzbach wurde er
mit einem Ergebnis von 90 Prozent der
Stimmen im Amt bestätigt. Der 74-jäh-
rige St.Ingberter steht seit 2008 an der
Spitze der CDU-Vereinigung.
Der Gastredner der Versammlung, der
stellvertretende Vorsitzende der CDU
Saar, Landtagspräsident Klaus Meiser,
würdigte die Senioren-Union als wich-
tige Vereinigung innerhalb der CDU.
„Die Senioren-Union leistet einen
wichtigen Beitrag für unsere Partei, vor
allem mit ihrer Erfahrung und ihrem
Wissen trägt diese Generation zum po-
litischen Dialog bei“, so Klaus Meiser.
Unterstützt wird Günther Schwarz
künftig von dem stellvertretenden Lan-

desvorsitzenden und politischen Ge-
schäftsführer Manfred Maurer (Saar-
brücken-Land), den Stellvertretern Eva-
Maria Dorscheid (Saarbrücken-Stadt)
und Horst Schneider (St. Wendel).
Schatzmeister bleibt Hubert J. Saub
(Saarbrücken-Stadt). Komplettiert wird
der Vorstand durch die Beisitzer: Ingrid
Becker (Saarbrücken-Stadt), Hans
Joachim Hary (Saarbrücken-Stadt),
Brunhilde Jungbluth (Neunkirchen),
Berthold Kasper (Saarlouis), Otto
Kempf (Saarpfalz), Gerhard Lauck (St.
Wendel), Peter Lorenz (St. Wendel),
Manfred Ludwig (Merzig-Wadern),
Josef Preßmann (Saarpfalz), Ingrid
Rauber (Saarbrücken-Land), Clemens
Salz (Saarlouis), Heinz Schöndorf
(Saarpfalz) und Werner Wilhelm (St.
Wendel). n

Senioren-Union Saar:

Günther Schwarz bestätigt

Nachruf: Ulrich Braun,
Jahrgang 1924, Ehrenmitglied des Bundesvor-
standes, ist am 18. Juli 2016 in seiner Heimat-
stadt Eberswalde verstorben und dort unter
Teilnahme vieler Weggefährten zur letzten

Ruhe gebettet worden. Er hatte
am 18. April 1990 mit Gleich-
gesinnten die Senioren-Union
in der DDR gegründet und
wurde am 21. September 1990
Vorsitzender des soeben ge-
gründeten Landesverbandes
Brandenburg. Als sich im De-
zember 1990 in Bonn der Bun-
desverband des geeinten
Deutschlands konstituierte,
wurde Ulrich Braun Stellv.
Bundesvorsitzender für die ost-

deutschen Länder. Dieses Amt bekleidete er bis
1994; seitdem war er Ehrenmitglied des Bun-
desvorstandes. Auch in Brandenburg wurde
ihm 1994 der Ehrenvorsitz auf Lebenszeit
übertragen. In Wort und Tat – dabei stets auf
Toleranz, Verständigung und Aussöhnung set-
zend – strebte er nach der „Einheit in den Köp-
fen“. Ulrich Braun bleibt im Gedächtnis als ein
leidenschaftlicher Brückenbauer, der nicht mü-
de wurde, manchen Enttäuschungen zum
Trotz seine Mitbürger zu ehrenamtlichem En-
gagement zu ermuntern. Als Ausdruck seiner
Wertschätzung wurde Ulrich Braun 1998 das
Bundesverdienstkreuz verliehen. Sein Bran-
denburger Landesverband zeichnete ihn 2002
als Ersten mit der „Ehrenurkunde für Verdiens-
te um die Deutsche Einheit“ aus. UW

AUS DER SENIOREN-UNION
16. Bundesdelegiertenversammlung:

Professor Wulff tritt wieder an
Am 6. und 7. Oktober 2016 wird unter
dem Motto „Zukunft braucht Erfahrung“
im Maritim Hotel in Magdeburg die 16.
Bundesdelegiertenversammlung stattfin-
den. Die Programmpunkte am Donners-
tag, dem 6. Oktober, sind die Neuwahlen
des Bundesvorstandes, bei denen der lang-
jährige Bundesvorsitzende Prof. Dr. Otto
Wulff erneut zur Wiederwahl antritt, der
Beginn der Antragsberatungen und Reden
aus der prominenten CDU-Spitze. Der
Magdeburger Abend mit allen Delegierten
und Gästen vervollständigt den ersten Sit-
zungstag. Am Freitagvormittag, 7. Okto-
ber, werden die Antragsberatungen sowie

Redebeiträge fortgesetzt. Als besonderes
Highlight kann die Senioren-Union an die-
sem Freitag die Bundeskanzlerin und Bun-
desvorsitzende der CDU, Dr. Angela Mer-
kel, begrüßen. Programmatisch geht es
auch um Grundsätzliches. So richtet der
Bundesvorstand einen Antrag an die 16.
Bundesdelegiertenversammlung, mit dem
die Ausarbeitung eines Grundsatzpro-
gramms beschlossen werden soll. Darüber
hinaus stehen neben den regulären Sach-
anträgen auch Satzungsänderungsanträge
zur Beratung, die insbesondere ihren Blick
auf die Mitgliedschaft richten.
Wie im Jahr 2014 in Schwerin wird auch

die diesjährige 16. Bundesdelegiertenver-
sammlung mit einer hochkarätig besetzten
Podiumsdiskussion ergänzt. Unter der Mo-
deration von Friedhelm Ost diskutieren
u.a. Prof. Dr. Gabriele Krone-Schmalz,
Roland Pofalla und Dr. Vladislav Belov das
Thema: „Perspektiven des deutsch-russi-
schen Verhältnisses im europäischen Kon-
text“. Der Veranstaltungsort, das Maritim
Hotel Magdeburg, liegt im Zentrum der
Landeshauptstadt Sachsen-Anhalts, ist ver-
kehrsgünstig gelegen und nur 200 m vom
Hauptbahnhof entfernt. Die gesamte 16.
Bundesdelegiertenversammlung wird hier
stattfinden. n

Landesvorstand der Senioren-Union
Saar (Quelle: Senioren-Union Saar)
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Kommunalwahl in Niedersachsen:

Senioren-Union im
Wahlkampfgetümmel
Zwischen Cuxhaven und Hannoversch-Münden, zwischen Ems- und Wendland waren
die Wähler am 11. September gefordert, in ganz Niedersachsen für die kommenden fünf
Jahre ihre Vertreter in Gemeinderäten, Rathäusern und Kreisverwaltungen zu bestim-
men. Die CDU hatte Anfang August u.a. eine Kampagne zur Mobilisierung noch unent-
schlossener Wähler gestartet, auf ihrem Landesparteitag am 13. August in Hildesheim
läutete sie dann die heiße Phase des Wahlkampfs ein (die Ergebnisse der Wahl lagen bei
Redaktionsschluss noch nicht vor).
Auch der Bundesvorsitzende der Senioren-Union, Prof. Dr. Otto Wulff, kämpfte wie
gewohnt engagiert für CDU-Mehrheiten in den Rathäusern. Von der Küste bis zum Harz
redete er auf zahlreichen Wahlkampfveranstaltungen der Partei, oft auch unter Einbe-
ziehung von Junger Union und Frauen Union. Hier einige Impressionen … n

„Union der Generationen“ mit Senioren-
Union, Junge Union und Frauen Union im
schönen Jever/Ostfriesland. V.l. neben
Prof. Wulff: Christel Bartelmei, Kreisvorsit-
zende der CDU Friesland, Josef Kuhlmann,
Landesvorsitzender der Jungen Union Ol-
denburg, Rainer Hajek, Landesvorsitzender
der Senioren-Union Niedersachsen

Wahlkampfveranstaltung im Berentzen-Hof
„Alte Abfüllung“ in Haselünne an der Ems

Eintrag ins Goldene Buch der Stadt
Haselünne im Beisein von Bürgermeister
Werner Schräer

Union der Generationen in Kirchhatten
(Hatten) anlässlich der Mitgliederversamm-
lung des Kreisverbandes Oldenburg-Land

Politischer Nachmittag der Senioren-Union
und der CDU Ammerland in Bad Zwischen-
ahn mit den Bundestagskandidaten Stefan
Albani MdB und Barbara Woltmann MdB

An dieser traurigen Stätte ist das
Lied der Moorsoldaten entstanden:
Besuch der Stiftung Gedenkstätte
Esterwegen unter Führung der Lei-
terin der Gedenkstätte, Dr. Andrea
Kaltofen. Eintrag ins Ehrenbuch der
Gedenkstätte Esterwegen

Politischer Vormittag mit Verleihung der
SU-Ehrenurkunde in Großefehn-Holtrop

Wahlkampf beim
Stadtverband Bückeburg
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Rainer Wendt, Vorsitzender der Polizeige-
werkschaft, ist für markige Formulierun-
gen bekannt. Zuletzt ging er mit der Grü-
nen-Politikerin Renate Künast hart ins
Gericht, die nach einem Axt-Angriff in ei-
nem Regionalzug bei Würzburg getwittert
hatte, es sei ihr unverständlich, warum die
Polizei den Attentäter nicht nur kampfun-
fähig gemacht hätte. Wendt reagierte dar-
auf mit dem harschen Satz: „Es ist uner-
träglich, wenn Politiker wie Frau Künast
erklären wollen, wie ein Polizeieinsatz
verlaufen muss. … Da brauchen wir die
parlamentarischen Klugscheißer über-
haupt nicht.“
Auch als Gast des Bundesvorstands der

Senioren-Union ging Wendt engagiert und
mitreißend auf die Probleme der Polizei
und der Justiz ein. Insbesondere auf den
Personalmangel, die nicht auf die aktuell
brisante Situation abgestimmte Ausrüs-
tung, die überlastete Justiz und die Proble-
matik, die Polizeikräfte trotz Dauerbelas-
tung motiviert zu halten. Die Polizei ver-
zeichne einen ständig steigenden „Auf-
tragseingang“, der längst nicht in allen
Fällen durch ausreichende Ressourcen
abgedeckt ist. Wendt verwies hier neben
den neuen Herausforderungen durch den
Terrorismus auch auf die ansteigende Fre-
quenz der Wohnungseinbrüche und die
Flüchtlingsproblematik, drei Faktoren, die

zu einem Kontrollverlust geführt hätten.
Die Behörden seien zu unterbesetzt, um
diesen Aufgaben nachzukommen. „Wir
brauchen wieder einen stärkeren Staat, der
seine Autorität auch durchsetzen kann“,
forderte Wendt, das sei beste Abschre-
ckung und Prävention zugleich.
Es folgte eine ausführliche Diskussion mit
dem Ergebnis, dass die Senioren-Union
konstruktive Vorschläge erarbeiten will,
wie der veränderten Sicherheitslage zu
begegnen ist. Da Polizei Ländersache ist,
will Wendt dabei mithelfen, entsprechen-
de Forderungen bzw. Formulierungen für
die jeweiligen Bundesländer zu erarbeiten.

n

Kürzlich wurden die Ergebnisse des vier-
ten repräsentativen Deutschen Alterssur-
veys veröffentlicht, mit dem in regelmäßi-
gen Abständen die Lebenssituation und
-entwicklung älterer Menschen untersucht
wird. Die Ergebnisse dieser Studie können
uns alle optimistisch stimmen: Die Mehr-
heit der älteren Menschen ist zufrieden,
bei guter Gesundheit und kann sich auf die
Unterstützung von Familie und Freunden
verlassen. Vor allem hat sich das Bild vom
Alter über die Jahre zum Positiven gewan-
delt.
Erfreulich ist, dass der Anteil der älteren
Erwerbstätigen deutlich zugenommen hat.
In der Altersgruppe der 55- bis 64-Jährigen
zeigt sich dies mit einem Anstieg von 20
Prozent am deutlichsten. Dabei handelt es
sich überwiegend nicht um Menschen, die
aus wirtschaftlicher Not arbeiten müssen,
sondern um ältere Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer, die gerne arbeiten möchten
und – dies zeigt der Alterssurvey ebenso
– sich den Anforderungen, die der Beruf
an sie stellt, genauso gewachsen fühlen,wie
jüngere Arbeitnehmer. Darüber hinaus en-
gagieren sich viele Ältere bei der Betreu-
ung ihrer Enkelkinder oder der Unterstüt-
zung eines gesundheitlich eingeschränk-
ten Familienmitglieds. Die Vereinbarkeit
von Beruf und Fürsorgetätigkeiten gelingt
dabei zunehmend besser.
Auch hat die Studie ergeben, dass ältere
Menschen nicht in besonderem Maße von
Armut betroffen sind. Es ist laut Alterssur-
vey in diesem Bereich „keine besorgniser-
regende Entwicklung“ zu beobachten. In
Bezug auf ihr soziales Umfeld kann festge-
halten werden, dass drei Viertel der älteren
Menschen ihr Wohnumfeld als ausrei-
chend mit Einkaufsmöglichkeiten und
ärztlicher Versorgung abgedeckt empfin-

den sowie gut
an den öffentli-
chen Personen-
nahverkehr an-
g e s c h l o s s e n
sind.
Der vierte
Deutsche Al-
terssurvey zeigt insgesamt eine positive
Entwicklung der Lebenssituation älterer
Menschen. Wir als Senioren-Union wer-
den weiterhin dazu beitragen, dass sich
diese Entwicklungen in der kommenden
Zeit und für zukünftige Generationen fort-
setzen. Wir dürfen hierbei allerdings die
Menschen nicht vergessen, für die dieser
positive Trend nicht gilt. Auch hier werden
wir uns für weitere Verbesserungen einset-
zen. n

Alfons Gerling, stv. Bundesvorsitzender
der Senioren-Union

Studie Deutscher Alterssurvey:

Bild des Alters hat sich positiv gewandelt

Bundesvorstandssitzung im Juni 2016:

Klartext zur Sicherheitslage
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ESU hält Kurs!
Unter dem Motto „Europa darf nicht schei-
tern!“ versammelten sich in Wien Anfang
Juli an die 50 leitenden Persönlichkeiten von
Seniorenverbänden aus 22 Ländern. Im Zu-
sammenwirken von ESU, Österreichischem
Seniorenbund (ÖSB), dem Martens-Center
und der Politischen Akademie der Österrei-
chischen Volkspartei bot die nunmehr bereits
7.„Sommerakademie“ den Rahmen der leb-
haften Erörterung des nach dem Brexit noch
brisanteren Themas. Eine von der Konferenz
verabschiedete Resolution bekräftigt die Ver-
antwortung der Senioren für die gesellschaft-
liche Entwicklung auch über die Staatsgren-
zen hinaus. (Wortlaut: www.esu-epp.eu/
Newsletter Nr. 135; Konferenzbericht von
Claus Bernhold: ebenda – Nr. 136.)
Bereits 1996 hatte sich die ESU anlässlich
ihres 1. Kongresses in Wien in einer Erklä-
rung zur Einigung Europas als „der besten
Basis für Frieden und Wohlstand“ bekannt
und zur Mitgestaltung der EVP verpflichtet.
Was ein Jahr nach ESU-Gründung formuliert
wurde, bleibt trotz und zugleich wegen der
schwierigeren Situation unserer Tage obers-
tes Ziel der Europäischen Senioren Union.

Zuwachs aus den Niederlanden
In Wien wurde der Seniorenverband des
„Christlich Demokratischen Appells /CDA“
(Kürzel: „CDA-S“) aus den Niederlanden in
die ESU als Mitglied aufgenommen. Unter
dem Beifall des Präsidiums und Exekutivko-
mitees sowie weiterer Akademie-Teilneh-
mer hat ESU-Präsidentin An Hermans die

CDA-S-Delegierten herzlich begrüßt und sie
zu der Entscheidung ihrer Organisation be-
glückwünscht. Über mehrere Jahre hatte
der Verband in der ESU den Status eines
Beobachters inne.
Laut Website (http://www.cda.nl/senio-
ren) hat der Seniorenverband seit dem 8.
Juli mit Reginald Visser einen neuen Vorsit-
zenden. Er löste Gijp van Soest ab, der drei
Jahre lang an der Spitze stand. Der Senioren-
verband ist in 13 Regionen und damit im
ganzen Land präsent. Die „Mutterpartei“
der Seniorenorganisation, CDA, besteht seit
1980 und ist mit etwa 59 000 Anhängern
die mitgliederstärkste politische Partei; aller-
dings verfügt sie derzeit in der Zweiten Kam-
mer nur über 13 von 150 Sitzen und ist in
der Opposition.

Erstmals „Brandenburger
Freiheitspreis“
Der vom Domstift Brandenburg an der Ha-
vel gestiftete „Brandenburger Freiheitspreis“
geht 2016 nach Cottbus. Wie Dechant Prof.
Dr. Wolfgang Huber, ehemals EKD-Rats-
präsident, vor Ort mitteilte, wird damit
das beispiellose Wirken des „Menschen-
rechtszentrums e.V. “ gewürdigt. Der Ver-
ein wurde 2007 gegründet; ihm gehören
mehrheitlich ehemalige politische Gefange-
ne des einstigen Zuchthauses Cottbus an,
aber auch Bürger – wie drei Mitglieder der
örtlichen Senioren-Union –, die die politi-
sche Bildungsarbeit aus christlicher Verant-
wortung fördern wollen. Das ehemalige
Gefängnisareal befindet sich – was deutsch-
landweit einmalig ist – im Eigentum des
Vereins. Das heißt: Häftlinge kauften ihr
Gefängnis! Die erstmalige Verleihung des
Freiheitspreises ist im Rahmen eines Festak-
tes im 850-jährigen Dom zu Brandenburg
für den 12. Oktober, 17 Uhr, vorgesehen.

Mahnung zu Frieden und Einheit
In Grenznähe zwischen Deutschland und
Tschechien erinnern zwei Gedenkstätten an
historische Begebenheiten. Auf dem Großen
Fichtelberg bei Oberwiesenthal (1214 m
NN) wird sonn- und feiertags eine Glocke
geläutet, die „Symbol des Vereinten Euro-
pas“ ist und der Inschrift am Glockenstuhl

zufolge die „Erinnerung an Friedliche Revo-
lution und Wiedervereinigung“ wachhalten
will. Die 1920 in Wetzlar gegossene Glocke
wurde auf Initiative des Türmers der
Stadt Schwarzenberg/Erzgebirge hierherge-
bracht; sie wiegt 1600 kg und ist am 3. Ok-
tober 2000 erstmals erklungen. Es sei ein
„Ruf nach Frieden in den Familien, im Land,
in den Kommunen, in Europa, in den Her-
zen“, heißt es auf der Tafel.
Ein paar hundert Meter ostwärts, haarscharf
an der sächsischen Grenze zu Böhmen bei
Bozi Dar / Gottesgab, trafen sich im Mai
2004 die Bürgermeister von sechs deut-
schen Erzgebirgsdörfern und setzten einen
Findling, der von sechs Bäumchen umgeben
ist. Der Anlass: die Aufnahme der benach-
barten Tschechischen Republik in die Euro-
päische Union.

ESU-Termine
Die flämische Provinzhauptstadt Leuven /
Löwen ist vom 4. bis 5. November Austra-
gungsstätte für den Wahlkongress der ESU.
Dazu werden auch Delegierte aus allen
deutschen Bundesländern erwartet. Zuvor
findet am 21.und 22. Oktober in Ljubljana
eine Regionalkonferenz statt. Damit ist die
ESU zum ersten Mal in ihrer 21-jährigen
Geschichte in Slowenien mit einer Tagung
zu Gast. Die Vorbereitung wird von den drei
Seniorenorganisationen getragen, die der
ESU angehören.
Texte und Fotos: Ulrich Winz

Die Glocke auf dem Fichtelberg
mahnt zum Frieden

Gedenkstein:
„Tschechien
kommt in
die EU”
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Wir werden immer älter – nicht zuletzt
dank der modernen Medizin. Sie ermög-
licht es uns, in vielen Bereichen auch im
Alter ein hohes Maß an Lebensqualität zu
erhalten. Einerseits ist es die immer besse-
re Vorsorge, andererseits unterstützt inno-
vative Technik in vielen Fällen da, wo
unser Körper mit den Jahren abbaut. Bestes
Beispiel hierfür ist die Alterssichtigkeit,
auch Presbyopie genannt, eine Folge des
natürlichen Alterungsprozesses. Verein-
facht ausgedrückt verliert die Augenlinse
mit der Zeit die Fähigkeit, ihre Form so zu
verändern, dass Gegenstände fokussiert
werden können. Der Grund sind Ablage-
rungen, die die Elastizität der Linse ein-
schränken. Man merkt es meist daran, dass
das Sehen anstrengt und die Augen müde
werden. Wenn man dann noch Schwierig-
keiten im Nahbereich oder bei wenig Licht
hat, kleine Gegenstände oder Kleinge-
drucktes immer schlechter erkennt, leidet
man vermutlich unter der Alterssichtig-
keit. Wobei die Definition von „alt“ hier
relativ ist: Schon ab Mitte 40 setzt die
Presbyopie ein. Meist geht es dann ziem-
lich schnell nicht mehr ohne Lesebrille
oder multifokale Kontaktlinsen. Weltweit
haben nahezu 1,7 Milliarden Menschen
Sehbeeinträchtigungen aufgrund einer Al-
terssichtigkeit. Und mit dem demografi-
schen Wandel könnte diese Zahl allein bis
2020 auf über zwei Milliarden ansteigen.

Interessanterweise suchen nur wenige
Menschen bei Veränderungen ihres Seh-
vermögens auch einen Augenarzt auf. Da-
bei wäre eine Korrektur mittels Lesebrille
oder multifokalen Kontaktlinsen möglich
und selbst ein chirurgischer Eingriff kann
eine sinnvolle Lösung sein.

An Morgen denken

Ein chirurgischer Eingriff bei Alterssichtig-
keit ist aber schon ziemlich drastisch, mag
man jetzt denken. Das Problem: Es bleibt
nicht bei der Alterssichtigkeit. Verliert die
Linse erst einmal an Elastizität, kommt es
im späteren Verlauf zu einer fortschreiten-
den Eintrübung der natürlichen Linse. Der
Graue Star, auch Katarakt genannt, entwi-
ckelt sich. Meist beginnt die Eintrübung
unbemerkt, verstärkt sich aber im Laufe
der Zeit und kann unbehandelt sogar zur
Erblindung führen. „Bei den meisten Men-
schen treten mit Mitte 40 die Presbyopie
und später mit Mitte 60 eine Katarakt auf
und beeinträchtigen so die Qualität des
Sehvermögens“, erklärt Prof. Dr. med.
Thomas Kohnen, Direktor der Augenklinik
der Goethe-Universität Frankfurt am Main.
Der Graue Star ist nicht nur die häufigste
altersbedingte Augenerkrankung, sondern
auch die häufigste Ursache für eine Erblin-
dung, die vermeidbar wäre. „Während bei
der altersbedingten Nahsehschwäche das
Tragen einer Lese- oder Gleitsichtbrille für
klare Sicht in alle Entfernungen sorgt, kann
der Graue Star nur durch einen operativen
Eingriff behoben werden. Die getrübte,
natürliche Linse wird durch eine künstli-
che Intraokularlinse (IOL) ersetzt“, so Prof.
Kohnen weiter. Die Intraokularlinse bleibt

Augenkorrektur schenkt
Lebensqualität

ANZEIGE

Die neue PanOptix® Linse
von Alcon® ermöglicht
Patienten in der Regel
wieder eine klare und

scharfe Sicht in alle
Entfernungen.

www.panoptix-iol.de

Mit zunehmendem Alter verlieren wir an Sehkraft.
Doch dank moderner Intraokularlinsen (IOL) müssen
altersbedingte Sehschwächen oder auch ein Grauer Star
niemanden mehr einschränken.
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dauerhaft im Auge und ihre Aufgabe – ähn-
lich der Funktionsweise der natürlichen
Augenlinse – besteht darin, das einfallende
Licht gebündelt auf die Netzhaut zu rich-
ten, damit ein scharfes Bild entsteht.

Eine IOL ist aber nicht nur für den Grauen
Star eine Option wie Prof. Kohnen weiter
ausführt: „Die neue PanOptix® Linse von
Alcon® ermöglicht Patienten wieder eine
klare und scharfe Sicht in alle Entfernun-
gen, also beim Lesen, Autofahren und am
Computer. Mit nur einer Operation wird
die Altersnahsehschwäche in der Regel
beseitigt und einem Grauen Star vorge-
beugt. Die PanOptix® IOL wird auch bei
Grauem Star eingesetzt und kann so eine
Gleitsichtbrille ersetzen.“

Kosteneffizient und effektiv

Fürchten muss sich vor so einem Eingriff
niemand. Denn mittlerweile werden nach
Schätzungen jedes Jahr weltweit über 20
Millionen Graue Star Operationen durch-
geführt. Und auch diese Zahl wird sich bis
2020 auf etwa 32 Millionen erhöhen. Zum

einen, weil diese Operation zu den kosten-
effektivsten Eingriffen im Gesundheitswe-
sen zählt. Zum anderen, weil mehr als 98
Prozent der Patienten nach der Operation
tatsächlich wieder besser sehen.

Insbesondere nach Implantation einer mul-
tifokalen Linse, wie der PanOptix® IOL,
müssen sich die Augen und auch das Ge-
hirn in den ersten zwei bis vier Monaten
nach der OP an den Seheindruck mit den
neuen Linsen gewöhnen. Während dieser
Zeit sollte ein Augenarzt die Fortschritte,
aber auch die speziellen Gegebenheiten
wie weitere Augenleiden, genau beobach-
ten. Grundsätzlich sind Probleme nach
einer Grauen Star Operation jedoch selten
– nicht zuletzt auch dank der innovativen
PanOptix® IOL von Alcon®. Trotzdem
sollte vor der Implantation einer multifo-
kalen IOL der Chirurg eine sorgfältige Vor-
untersuchung durchführen und anhand
seiner klinischen Erfahrungen ein Nutzen/
Risiko Verhältnis bestimmen. Die PanOp-
tix® wird wie alle IOL aus der AcrySof®

Produktfamilie aus flexiblem hydrophoben
Acrylat hergestellt. Und dank dieses faltba-

ren Linsenmaterials sind für ihr Einsetzen
nur kleine Schnitte nötig, die in der Regel
nach der Operation nicht genäht werden
müssen. Außerdem bieten die AcrySof®

IOL eine sehr gute Leistungsfähigkeit und
übertragen das Licht wie eine natürliche
Augenlinse. Verschiedene Modelle sorgen
außerdem dafür, dass die häufigsten Bre-
chungsfehler wie Kurz- und Weitsichtig-
keit, auch Myopie und Hyperopie genannt,
oder Astigmatismus, die Hornhautver-
krümmung, korrigiert werden können.
„Intraokularlinsen der AcrySof® Produktfa-
milie genießen hohes Vertrauen und wurden
seit 1994 weltweit mehr als 85 Millionen
Mal implantiert. Ihre Sicherheit und Zuver-
lässigkeit ist vielfach nachgewiesen“, führt
Dr. Steffen Wagner, Area Vice President,
Emerging Growth Markets Alcon®, aus. „Die
AcrySof® IQ PanOptix® ist eine wichtige
Ergänzung unseres Portfolios, die Patienten
ein komfortables Sehvermögen für den Nah-,
Intermediär- und Fernbereich bietet, damit
sie unabhängiger von Sehhilfen sind.“ n

ANZEIGE

Hohe Sehleistung von nah bis fern mit der AcrySof® IQ PanOptix® IOL

Alcon®, Weltmarktführer in
der Augenheilkunde, bietet

innovative Produkte für
besseres Sehen, die Menschen
auf der ganzen Welt zu mehr

Lebensqualität verhelfen.
1945 in Fort Worth, Texas,

gegründet, vertreibt Alcon®

seine Produkte heute in
180 Ländern mit über
25.000 Mitarbeitern.
www.de.alcon.com
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Zur Souverän 2015/2016
Danke für die immer ausführlichen Berich-
te und Informationen sowie die sachlichen
Leserbriefe.
Josef Olbrich, 63150 Heusenstamm

Was wird der Flüchtlingsstrom
langfristig kosten?
Zur Souverän 1-2016, S. 11
Wie kam es zu den Bürgerkriegen und der
Völkerwanderung, die wir jetzt erleben?
Die entscheidenden Ursachen waren ge-
wiss die zerfallenen staatlichen Strukturen
in Afrika und im Nahen Orient. Das stimmt,
aber wie kam es zu diesem Zerfall? In den
Herkunftsländern der Flüchtlinge herrsch-
ten vorher mächtige Familien oder Offiziers-
klicken, die auf Kosten des Volkes in Saus
und Braus lebten und jeden Widerstand
brutal niederschlugen. Es gab auch mächti-
ge Stämme und religiöse Konfessionen, die
andere Stämme und Konfessionen wirt-
schaftlich und politisch unterdrückten, weil
sie sich für die wertvolleren Menschen hiel-
ten. Diese Benachteiligungen haben die
davon Betroffenen lange zähneknirschend
erduldet und von späterer Rache geträumt.
Dann brach der „arabische Frühling” aus,
und die Mächtigen wurden in einigen Län-
dern durch Volksaufstände vertrieben. Aber
aus dem arabischen Frühling wurde ein
arabischer Winter. Denn kaum waren die
Tyrannen weg, fielen die von ihnen be-
herrschten Volksgruppen übereinander her.
Sie konnten ihren lange aufgestauten, ge-
genseitigen Hass endlich austoben. Die Ra-
che zwischen den Stämmen zerstörte Städ-
te und Dörfer. Ganze Völker wurden in die
Flucht getrieben. … Warum haben sich die
Völker gegen ihre Herrscher erhoben? Was

erhofften sie sich? Man sagt zwar, die Rebel-
lionen richteten sich gegen die undemokra-
tischen Strukturen in ihren Ländern, gegen
die Alleinherrschaft ihrer Herrscher. Aber
für die Masse der Aufständischen war es
egal, ob ein Diktator oder ein Parlament die
oberste Staatsgewalt hat. Diese Menschen
kämpften gegen ihren Diktator, weil sie
glaubten, sie würden durch einen Erfolg
mehr Arbeitsplätze und mehr Wohlstand
bekommen. ... Sie wurden von Anführern
geführt, die verkündeten, es würde allen
besser gehen, sobald man die Herrschenden
vertrieben hat. Das glaubten ihnen die Men-
schen gerne. Denn den meisten ging es nicht
gut. Sie hofften daher auf Verbesserung ihrer
Lage. Wenn alle genug zum Leben gehabt
hätten, dann wären die Aufstände klein ge-
blieben und bald verlöscht. Die Rebellen
glaubten also vor den Aufständen, Arbeits-
losigkeit und wirtschaftliche Not seien das
Werk der damals herrschenden Mächte.
Also: weg damit! Aber daran lag und liegt
es nicht. Die wirtschaftliche Krise war unab-
hängig davon, wer oben regierte. Die Ursa-
che war und ist die Übervölkerung!
In Syrien hatte eine Familie vor dem Auf-
stand im Durchschnitt sieben Kinder. Die
konnten nicht alle produktiv beschäftigt
werden. Deshalb zogen viele vom Dorf in
die Stadt und lebten dort in Slums von der
Unterstützung ihrer zurückgebliebenen An-
gehörigen. Die syrische Regierung versuchte
vergeblich, gegen die Krise anzugehen.
Auch eine Reform unter Haffiz al Assad half
nicht. Die Not stieg immer weiter. Auch in
anderen Ländern des Orients und in Afrika
führte die Übervölkerung zu wirtschaftli-
chen Krisen und damit zu Unzufriedenheit
und Aufständen. Zum Beispiel stieg in Alge-
rien die Bevölkerung in nur einer Generati-
on von acht auf 30 Millionen. Diese Ent-
wicklung konnten Eingeweihte sehr früh
vorhersehen. Auch die Fachleute der Regie-
rung. Zum Beispiel schrieb der Fernsehre-
porter Peter Scholl-Latour am 10.04.2000,
also schon vor 16 Jahren, in einer Veröffent-
lichung wörtlich:
„Die bange Frage stellt sich, wie lange es im
Zeitalter der Globalisierung noch dauern
mag, bis die elenden Massen des Schwarzen
Kontinents sich in einer riesigen Migration
der Verzweiflung in Bewegung setzen wer-
den, in Richtung wohlhabendes, aber ab-
wehrunfähiges Europa? Die Welt braucht
dringend eine Abschwächung der Geburten-
raten. Schon jetzt leben zu viele Menschen
auf unserem Planeten. Wenn das so weiter-
geht, sind es bald zehn Milliarden …”
Dieter Mühlenbruch, 21502 Geesthacht

Der Islam – nur eine ganz normale Religion
wie andere auch? Wir alle nehmen in den
Medien immer wieder zur Kenntnis, dass
der Islam eine Religion ist, vergleichbar mit
dem Christentum. Dieser Glaube sei von der
Anlage her friedfertig, und namhafte evan-
gelische Christen beten sogar mit den Ver-
tretern des Islam zu Gott, in der Annahme,
es sei derselbe. Dabei berufen sich sowohl
Verbände des Islam als auch die sog. Islamis-
ten auf den Koran als religiöse und ideologi-
sche Grundlage. Nicht erst nach den Atten-
taten in Paris fragt man sich, was denn
hierbei angesichts der brutalen Anwendung
von Gewalt die Grundlage dafür ist, wie
man mit dem offensichtlichen Widerspruch
umgehen soll. Kann sich der sog. islamische
Staat IS auf den Koran berufen?
Hier besteht Klärungsbedarf – auch, um fal-
sche, gar gemeingefährliche Reaktionen zu
verhindern. Wir lesen in den sog. sozialen
Medien, dass Islam Unterwerfung bedeutet,
dass der Koran mit seinen 114 Suren die
Heilige Schrift des Islam ist, dass die Scharia
das islamische Recht begründet und auf dem
Koran basiert. Nun liest man im Koran u.a.:
„Darum Allahs Fluch auf die Ungläubigen“
,und: „Und tötet sie, wo immer ihr auf sie
stoßt, und vertreibt sie….das ist die Vergel-
tung für die Ungläubigen“, sodann auch.
„Der Lohn derer, die Krieg führen gegen
Allah und die Seinen…wäre der, dass sie
getötet werden sollten oder dass ihnen Hän-
de und Füße abgeschlagen werden“, und
schließlich: „O, die ihr glaubt! Nehmet nicht
die Juden und die Christen zu Freunden.“
Wie passt das zu jenen Gläubigen des Islam,
die sich bei uns integrierten oder das beab-
sichtigen? Sind Aussagen von Islamverbän-
den bekannt, die solche Aussagen des Ko-
rans aufheben? Gilt der Koran nur teilweise?
Klar ist: Im Alten Testament der Bibel findet
man Aussagen, die nicht zum Christentum
und seinem entsprechenden Menschenbild
passen – schließlich wurden diese in der
vorchristlichen Zeit aufgeschrieben. Die
Christenheit spielte in der Geschichte auch
nicht immer eine Rolle, auf die wir stolz sein
könnten. Aber wir haben heute in Deutsch-
land laut Grundgesetz und in der Praxis eine
klare Trennung zwischen Kirche und Staat.
Die Scharia ist aber das islamische Recht, der
Koran also nicht nur ein Religionsbuch, son-
dern Gesetzesgrundlage für deren Gläubige!
Es ist für ein friedliches Miteinander wesent-
lich, dass man offen und ehrlich solche Fra-
gen, die gerade in dieser Zeit die Bürgerin-
nen und Bürger bewegen, offen anspricht
und klärt. Wer kann und will wohl dazu
beitragen? Ich würde gern mehr von Selbst-

Sie haben
das Wort ...
Ihre Meinung zu den
Artikeln in Souverän
interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands
Leserbriefe
Konrad-Adenauer-Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.
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reinigungsaktivitäten der Islamverbände
und ihrer Mitglieder erfahren!
Dr. Rainer Jork, 01445 Radebeul

„Denkverbote oder offene Diskussion“
Zur Souverän 4/2015, S. 22-24)
Der Beitrag von Prof. Dr. Asch hat in unserer
Bezirksvorstandssitzung in Leverkusen am
2.12.15 erhebliches Befremden ausgelöst.
Wir haben deshalb alle Vorstände der dem
Bezirk angehörenden Kreisvereinigungen
der Senioren-Union (Rhein-Sieg-Kreis,
Rhein-Erft-Kreis, Bonn, Köln und Leverku-
sen) um ihre Meinung gebeten und können
im Namen der großen Mehrheit unserer ca.
2500 Mitglieder feststellen, dass wir nicht
nur die Kritik von Prof. Asch an der Bun-
deskanzlerin und der von ihr geführten
Bundesregierung für ungerechtfertigt und
diffamierend halten, sondern auch seine
sonstigen Auslassungen für wenig hilfreich
zur Lösung der Probleme, die durch den
enormen Zustrom von Flüchtlingen entstan-
den sind.
Wir meinen, dass ein solcher Artikel nicht
in die Mitgliederzeitschrift der Senioren-
Union der CDU gehört. Er verunsichert
viele Mitglieder und Wähler und schadet der
Partei, die sich in den kommenden Wochen,
Monaten und Jahren großen Herausforde-
rungen und Bewährungen gegenübersieht,
besonders auch im Hinblick auf die anste-
henden Wahlen in einigen Bundesländern
und im nächsten Jahr im Bund.
Prof. Asch, ehemaliges Mitglied der AfD und
erklärter Europagegner, spart nicht mit ober-
flächlich-hämischen und somit wenig kons-
truktiven Aussagen:
• Ihm ist deutlich zu widersprechen, wenn
er z.B. sagt, dass der Bundesregierung die
Kontrolle über die Außengrenzen des Staa-
tes gänzlich entglitten sei, dass Deutschland
weitgehend ziel- und führungslos, ja mit
bewusst geschlossenen Augen in die jetzige
Krise hineingeschlittert sei.
• Klar zu beanstanden sind seine Ausfüh-
rungen zur Bedeutung und zum Wirken der
christlichen Religionen; geradezu beleidi-
gend ist seine Behauptung, dass die gegen-
wärtigen Amtskirchen bald nur noch eine
Nischenexistenz führen werden und ledig-
lich enthusiastische Konkursverwalter nur
noch residual vorhandener christlicher Tra-
ditionen seien.
• Ferner ist die Passage über das Grundge-
setz zu beanstanden, das er in die Nähe der
Straßenverkehrsordnung rückt; er über-
sieht, dass das Grundgesetz viel mehr ist als
eine Reaktion auf die deutsche Katastrophe
in den Jahren 1933 – 1945, sondern viele,

wenn nicht alle Grundwerte der Vereinten
Nationen und auch der EU enthält.
• Sein polemischer Satz: „Die Welt kann
nicht mit der Bergpredigt regiert werden“,
verkennt, dass unser Wertesystem weitge-
hend auf Aussagen der Bergpredigt aufbaut/
sich darauf bezieht. Deutsche Politiker wie
z. B. Richard von Weizsäcker (CDU) oder
Reinhard Höppner (SPD) haben gesagt, dass
man sich humane, auf christlichen Werten
beruhende Politik nur mit wesentlichen
Aussagen der Bergpredigt vorstellen könne.
Dies sind nur einige kritische Bemerkungen
zum Beitrag von Prof. Asch. Viele seiner
Äußerungen kennt man aus AfD-Talkshow-
beiträgen und aus Meinungen von Politi-
kern, die in das rechtspopulistische Horn
stoßen. Wir alle wissen, dass Deutschland
und damit auch die EU sich hinsichtlich der
Flüchtlingsprobleme in einer äußerst
schwierigen Lage befinden und dass diese
Probleme nicht von heute auf morgen, son-
dern nur sehr langfristig zu lösen sind.
Einigkeit über die Parteigrenzen hinweg be-
steht wohl darüber, dass es notwendig ist,
• so schnell wie möglich von einer illega-
len, ungeordneten zu einer legalen und da-
mit auch kontrollierten Einreise von Flücht-
lingen und Asylsuchenden in die EU und
damit auch nach Deutschland zu kommen,
• dadurch die Flüchtlingszahlen spürbar zu
senken, um die aufnehmenden Länder und
ihre Kommunen (mit ihren zahlreichen eh-
renamtlichen Helfern) und damit auch ihre
Bemühungen um eine gelingende Integrati-
on nicht zu gefährden und

• die Fluchtursachen in den Herkunftslän-
dern zu bekämpfen, was neben humanitärer
Hilfe, z.B. in den vielen Flüchtlingslagern in
der Türkei und anderen Ländern, besonders
eine langfristig wirksame Entwicklungshilfe
erfordert, die die sozialen und ökonomi-
schen Lebensverhältnisse so nachhaltig ver-
bessert, dass die Entscheidung zum Verlas-
sen der eigenen Heimat gar nicht erst getrof-
fen wird. Besonders für afrikanische Länder
gilt, dass die seit Jahrzehnten von den Indus-
trieländern „gewährte“ Hilfe wenig bewirkt
hat; afrikanische Entwicklungsexperten ra-
ten seit Jahren dazu, die klassische (staatli-
che) Entwicklungshilfe einzustellen, weil sie
Entwicklung nicht fördert, sondern viel-
mehr korrupte Abhängigkeiten schafft, be-
sonders bei den politischen und wirtschaft-
lichen Eliten dieser Länder. Es ist deshalb
viel zu kurz gedacht, wenn immer wieder
mehr Geld für Entwicklungshilfe gefordert
wird; vielmehr müssen die Menschen in
diesen Ländern in die Lage versetzt werden,
sich selbst zu helfen, ihre eigenen Chancen
im Land zu erkennen und ihre eigenen Kräf-
te zu mobilisieren (vgl. Souverän 2-2016, S.
24-27) …
Denkverbote oder offene Diskussion? Natür-
lich keine Denkverbote, aber eine offene
Diskussion, die frei sein sollte von voreiligen
Urteilen und ideologischen Verengungen.
Diesem Anspruch ist Professor Asch nicht
gerecht geworden.
Für den Bezirksvorstand der SU der
CDU im Bezirk Mittelrhein
Dr. Joseph Lütke Entrup (Vorsitzender)

App vom Arzt

Die drei Autoren – ein langjähriger Ge-
sundheitspolitiker, ein Medizinprofessor
und ein Gründer von Start ups im Ge-
sundheitsbereich – stellen eine steile The-
se auf: Datenschutz ist was für Gesunde.
Wer auf Hilfe angewiesen ist, etwa bei der
Suche nach der besten Krebstherapie,
wer Mehrfachuntersuchungen sowie lan-
ge Wege zu Ärzten und Wartezeiten ver-
meiden will, der stellt den Datenschutz
hintenan. Nichts Geringeres als die nächs-
te Revolution in der Medizin sagen die
Autoren voraus, an deren Ende mehr
Menschen länger gesund leben werden.
Anhand von anschaulichen Beispielen
zeigen sie, wie der Patient immer mehr
zum Konsument wird, der die Hoheit
über seine Daten hat. Und wie sich die
Rolle des Arztes wandelt, weg vom allwis-
senden Halbgott in Weiß hin zu einem

mitfühlenden Berater,
der seine Diagnosen
mithilfe einer weltwei-
ten Analyse von Krank-
heitsdaten stellt. Vie-
les ist schon heute
möglich, wird aber
durch strenge Daten-
schutzgesetze behin-
dert. Und gleichzeitig
geben Nutzer den
großen Unternehmen
des Internets freiwil-
lig ihre Daten – vollkom-
men ungesichert. Die Autoren wagen
einen Blick in die nahe Zukunft, zeigen
die Chancen der digitalen Medizin.
Jens Spahn/Markus Müschenich/Jörg
F. Debatin: App vom Arzt. Bessere Ge-
sundheit durch digitale Medizin, Herder-
Verlag, Freiburg, 2016, ISBN 978-3-451-
37508-8, 16,99 e
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